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Der Kommentar

"Neue Energie" im WIK 
Seit seiner Gründung im Jahre 1982 
hat sich das WIK mittlerweile zum 
bedeutendsten Forschungs- und Be-
ratungsinstitut für Kommunikations-
dienste in Deutschland entwickelt. 
Lag der Tätigkeitsschwerpunkt des 
WIK in den Anfangsjahren noch aus-
drücklich im Bereich der telekommu-
nikations- und postpolitischen Grund-
lagenforschung, so hat sich mit der 
Öffnung der Telekommunikations-
märkte eine deutliche Verschiebung 
hin zu einem Beratungsunternehmen 
vollzogen, welches im Auftrag natio-
naler und internationaler Regulie-
rungsinstitutionen maßgeblich an der 
Implementierung erfolgreicher und 
wegweisender Regulierungsmodelle 
beteiligt war. Dabei hat das WIK der 
hohen Dynamik der Kommunikati-
onsmärkte und der Konvergenz von 
Telekommunikationsmärkten, Medien 
und neuesten Informationstechnolo-
gien stets Rechnung getragen. Das 
WIK hat sich als wissenschaftlich 
fundiertes Beratungshaus in den zu-
rückliegenden Jahren eine hohe Re-
putation erworben. Nicht zuletzt dank 
der hohen Qualität der Beratungsleis-
tungen in regulierungs- und ord-
nungspolitischen Fragestellungen in 
den Bereichen Telekommunikation, 
Post, Medien und Informationstech-
nologien hat das WIK einen bedeu-
tenden Beitrag für die dynamische 
Entwicklung der nationalen und inter-
nationalen Kommunikationsmärkte 
geleistet. Auch private Auftraggeber 
versuchen daher verstärkt, das Know-
how des WIK für ihr Unternehmen zu 
nutzen. 

Neue Abteilung  
Mit der Zuweisung der Regulierungs-
kompetenz für die Strom- und Gas-
märkte an die künftige Regulierungs-

behörde für Elektrizität, Gas, Tele-
kommunikation und Post im Laufe 

auch der Wirkungskreis des WIK er-
weitern. Diese „neue Energie“ im WIK 
ist die logische Folge der Funktion 
des Instituts als wissenschaftliches 
Beratungshaus der Regulierungsbe-
hörde und seiner traditionellen Befas-
sung mit Fragen der Netzindustrien. 
Dabei weisen die regulatorischen 
Themen der Energiemärkte einerseits 
große Parallelen zu denen der Tele-
kommunikations- und Postmärkte auf, 
sodass bestehende Forschungs- und 
Beratungskompetenzen auch weiter-
hin von Nutzen sein können. Ande-
rerseits unterscheiden sich die lei-
tungsgebundene Elektrizitäts- und 
Gasversorgung vor allem hinsichtlich 
des technologischen Fortschritt und 
des Marktwachstums deutlich von 
den Telekommunikationsmärkten. 
Das WIK ist sich dieses Unterschieds 
bewusst, weshalb mit der neuen Ab-
teilung für Energiemärkte und Ener-
giemarktregulierung eine eigenstän-
dige Beratungskompetenz geschaffen 
wird. Bereits im laufenden Jahr sind 

hierzu umfangreiche Vorarbeiten er-
folgt und die Forschungsgruppe 
nimmt bereits heute beratende Funk-
tionen gegenüber dem Aufbaustab 
Energie der RegTP wahr. Sie sieht 
sich somit den zentralen Fragestel-
lungen eines neuen Regulierungsre-
gimes für die Energiemärkte gegen-
über. Das WIK will mit seinen neuen 
Aufgaben jedoch nicht nur die deut-
sche Regulierungsdiskussion beglei-
ten, sondern ist auch im Energiesek-
tor bewusst europäisch aufgestellt, 
wendet sich an alle interessierten 
Marktteilnehmer und sieht im ganzen 
Sektor große Entwicklungspotenziale. 

Einheitlicher  
Regulierungsansatz 
Grundsätzlich für die Arbeit des Insti-
tuts und der Forschungsgruppe ist 
dabei das Bemühen um einen mög-
lichst einheitlichen Regulierungsan-
satz. Dagegen wird in der öffentlichen 
Diskussion der Energiemarktregulie-
rung vor allem betont, dass Gas und 
Strom eben nicht den gleichen Ge-
setzen gehorchten wie die Telekom-
munikation und daher bekannte An-
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sätze zu kurz greifen müssten. Vor al-
lem die wesentlich größere Anzahl 
der Unternehmen (über 900 Netz-
betreiber allein im Strommarkt; etwa 
600 im Gasmarkt) spiele hier eine 
Rolle. Zusätzlich wird immer wieder 
auf die sehr unterschiedlichen Eigen-
tumsverhältnisse verwiesen. Diese 
Argumentation ist unserer Ansicht 
nach jedoch nicht stichhaltig. Sicher-
lich bringt die Unternehmensstruktur 
des Sektors Fragestellungen mit sich, 
die so bisher nicht gegeben waren. 
Aber die Frage nach einem geeigne-
ten Regulierungsregime kann nicht 
nur aus der Struktur des Sektors be-
antwortet werden, vielmehr sind die 
zugrunde liegenden ökonomischen 
Tatbestände zu beachten. Diesbe-
züglich aber ist die Situation eindeu-
tig, denn im (Verteil-) Netzbereich von 
Energiemärkten bestehen Tendenzen 
zum natürlichen Monopol, die eine 
explizite Regulierung, wie sie die Be-
schleunigungsrichtlinien der EU vor-
sehen, überhaupt erst notwendig ma-
chen. Dagegen sind die sektoralen 
Teilbereiche Erzeugung/Förderung 
schon seit längerem wettbewerblich 
organisiert. Dieser Wettbewerb um 
die günstigste Lieferung von Energie 
bleibt aber unvollständig, sofern nicht 
auch die Konsumenten hiervon profi-
tieren. Zu fragen ist daher, wie sich 
Wettbewerb auf der Konsumenten-
ebene (oder unternehmensseitig im 
Vertrieb) durchsetzen lässt, wenn die 
Eigentümer der Verteilnetze ebenfalls 
um Kunden konkurrieren und insofern 
Anreize und Möglichkeiten haben, 
Mitbewerber zu diskriminieren. Da im 
Gegensatz zu Telekommunikation 
und Post in den Energienetzen Infra-
strukturwettbewerb auf der Verteil-
ebene zumindest kurzfristig wenig 
wahrscheinlich erscheint, kommt es 
bezüglich der Durchleitungsentgelte 
vor allem auf Nichtdiskriminierung an 
und weniger darauf, für in den Markt 
eintretende Unternehmen Anreize zur 
Investition in eigene Infrastruktur zu 
setzen. Nichts desto weniger werden 
auch in den Energiemärkten die 
Durchleitungsentgelte Dreh- und An-
gelpunkt der regulatorischen Debat-
ten in den kommenden Jahren sein, 
denn nur sie ermöglichen es, den 
Wettbewerb um die Endkunden zu 
beleben. 

Anreizregulierung 
Hierzu ist es aus unserer Sicht nötig, 
das seit über 60 Jahren bestehende 
„cost-plus-Regulierungsregime“, wel-
ches in den Verbändevereinbarungen 
fortlebt und den Unternehmen eine 
Erstattung ihrer (Voll-) Kosten bei ei-
ner geeigneten Rendite garantiert, 
durch moderne Formen der Anreizre-
gulierung abzulösen. Denn bekann-
termaßen sind Kostenkontrollregime 

geprägt von einem Konflikt zwischen 
den Zielen der allokativen und pro-
duktiven Effizienz. Mit reinen Kosten-
prüfungen à la Verbändevereinba-
rung lassen sich allokative Verwer-
fungen, d.h. diskriminierende Preise, 
zwar zurückdrängen, jedoch ge-
schieht dies um den Preis einer weit-
gehenden Vernachlässigung produk-
tiver Aspekte. Denn Kostensenkun-
gen machen aus Sicht der Unterneh-
men wenig Sinn, wenn diese sofort 
und zu 100 Prozent in niedrigere 
Preise umgesetzt werden. Anreize zu 
produktiverem Verhalten können auf 
unterschiedliche Art und Weise ge-
setzt werden, die sich mit den Begrif-
fen Yardstick Competition, Bench-
marking oder (individuelle) Price 
Caps verbinden. Diese Aufzählung 
macht zugleich deutlich, dass die 
Vielzahl der im Markt befindlichen lo-
kalen Verteilunternehmen aus regula-
torischer Sicht ein wichtiges Informa-
tionstool sein kann. Wie aus der Ana-
lyse des Kartellproblems bekannt ist, 
dürften derartig viele Unternehmen 
nämlich kaum in der Lage sein, ihr 
Verhalten zu koordinieren. Die relati-
ve Performance einzelner Unterneh-
men relativ zum Sektor oder auch zu 
als besonders effizient identifizierten 
Firmen kann unter diesen Vorausset-
zungen zusätzliche Erkenntnisse ge-
nerieren. Allerdings geht der interna-
tionale Trend in dieser Hinsicht immer 
mehr hin zu expliziten Modellierungen 
der Kosten durch so genannte Refe-
renznetze – ein Bereich, in dem das 
WIK bereits umfangreiche Erfahrun-
gen in der Telekommunikation sam-
meln konnte. 

Kostenstandards 
Zusätzlich erscheint es uns zwingend 
notwendig, den Kostenstandard, der 
dem derzeitigen Regulierungsregime 
auf den Energiemärkten zugrunde 
liegt, neu zu definieren. Denn die Dis-
kussion in diesem Bereich orientiert 
sich ebenso wie der vor kurzem ver-
öffentlichte Entwurf einer Stromnetz-
entgeltverordnung weitgehend am 
Status-quo der Verbändevereinba-
rungen und damit an den tatsächli-
chen oder kalkulatorischen Kosten-
größen von Unternehmens, die Ver-
teilnetze mit Monopol-Charakter 
betreiben. Wie die internationale Pra-
xis und auch die Erfahrungen aus der 
Telekommunikation zeigen, ist ein 
solcher Standard aber wenig geeig-
net, um wettbewerbliche Ergebnisse 
herbeizuführen. Das WIK hat in 
Deutschland wesentlich dazu beige-
tragen, die gedankliche Figur des Als-
Ob-Wettbewerbs zum Maßstab für 
das effiziente Verhalten von regulier-
ten Unternehmen zu machen und hält 
diesen Ansatz auch in Energienetzen 
für zielführend. In monopolistischen 

Strukturen muss daher immer gefragt 
werden, in welchem Umfang und in 
welcher Art ein neu in einen den 
Markt eintretendes Unternehmen in-
vestieren würde bzw. wie hoch die 
Kosten eines solchen Investitionsvor-
habens wären. Die Literatur verwen-
det hierfür auch den Begriff der „for-
ward looking long run incremental 
costs“, d.h. regulatorisch sind eben 
nur die Kosten relevant, die ein aktu-
eller, vorausschauender Wettbewer-
ber hätte, wenn er seine Kapitalbasis 
erhöhen würde. Das Konzept des Als-
Ob-Wettbewerbs schließt in seiner 
reinen Form daher das Fortschreiben 
veralteter Infrastrukturen und Kapital-
güter aus. Es berücksichtigt sowohl 
die Preis- als auch die Wertverände-
rungen der betroffenen Anlage, die 
sich durchaus gegenläufig entwickeln 
können. Hierbei sind Probleme mit 
sog. „stranded costs“ denkbar, was 
zunächst jedoch nichts an der öko-
nomischen Richtigkeit der so ermittel-
ten Kosten ändert. Allerdings wird ein 
Regulierungsregime, das der Versor-
gungssicherheit verpflichtet ist, Lö-
sungen finden müssen, die gestran-
dete Anlagen nicht zu einer alleinigen 
Belastung betroffener Unternehmen 
werden zu lassen. Trotz dieser offe-
nen Fragen gilt, dass je eher hier eine 
Regimeveränderung erreicht wird, 
desto schneller werden sich Wettbe-
werbserfolge einstellen. 

Gasmarkt 
Handlungsbedarf besteht auch be-
züglich des Auseinanderdriftens der 
wettbewerblichen Entwicklung in den 
Sektoren Elektrizität und Gas. Wäh-
rend die Wettbewerbssituation beim 
Strom weiterhin verbesserungswürdig 
ist, ist sie im Gassektor schlicht unbe-
friedigend – auch wenn berücksichtigt 
wird, dass hier später mit regulatori-
schen Reformen begonnen wurde. 
Dabei liegt das Problem aus unserer 
Sicht weniger in den Netzentgelten 
als vielmehr darin, dass der Netzzu-
gang selbst bisher nicht befriedigend 
geregelt werden konnte. Das Kon-
traktpfadmodell der Verbändeverein-
barung Gas II verhindert wirtschaftlich 
interessante Gasdurchleitungen 
durch prohibitiv hohe Transaktions-
kosten. Hier gilt es Abhilfe zu schaf-
fen, um die Marktliquidität, die wie-
derum Vorraussetzung eines börsli-
chen Handels ist, zu erhöhen. Be-
strebungen größere Regelzonen ein-
zurichten, die dann nach dem Vorbild 
von bestehenden „Entry-Exit“-
Systemen arbeiten, sind daher positiv 
zu beurteilen und sollten die Unter-
stützung all derer finden, die an Wett-
bewerb in den Energiemärkten inte-
ressiert sind. 

Oliver Franz 
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Berichte aus der laufenden Arbeit des WIK 

Benchmarking als Regulierungstool  
im Energiesektor

Im Energiesektor sind die Produkti-
onsstufen Erzeugung und Vertrieb 
wettbewerbsfähige Bereiche, wäh-
rend die Energienetze zumindest im 
Stromsektor monopolistische Bottle-
necks darstellen. Diese müssen aus 
regulierungsökonomischer Sicht regu-
liert werden, um die verbleibende 
Marktmacht der Netzbetreiber zu dis-
ziplinieren. Um eine Diskriminierung 
der (potentiellen) Konkurrenten auf 
den vor- bzw. nachgelagerten Wert-
schöpfungsstufen zu verhindern, 
kommen daher im Energiesektor ver-
schiedene Ansätze zur Regulierung 
der Netzzugangstarife zur Anwen-
dung, die sich grundsätzlich nach 
kosten- und nach anreizorientierten 
Modellen unterscheiden lassen. Die 
Regulierung durch Vorgabe einer 
maximalen Rentabilität (Rate-of-
Return- oder Cost-Plus Regulierung) 
ist die traditionelle Form der kosten-
orientierten Regulierung von Monopo-
len. Im Rahmen der Renditenregulie-
rung werden dem regulierten Unter-
nehmen alle relevanten Kosten ab-
gegolten. Dieses schließt nicht nur 
die Betriebs- und Kapitalaufwendun-
gen ein, sondern auch eine ange-
messene Verzinsung des investierten 
Kapitals. Anreizorientierte Regulie-
rungsansätze sind idealerweise so 
konstruiert, dass die regulierten Un-
ternehmen von sich auch den hinrei-
chenden Ansporn entwickeln, die ö-
konomisch vorgegebenen Ziele (i.e. 
Kostensenkungen, Produktivitätsstei-
gerungen) zu verfolgen. Geläufige 
Formen der anreizorientierten Regu-
lierung sind Price-Cap und Revenue-
Cap-Ansätze. Beim Price Cap legt die 
Regulierungsbehörde für eine vorab 
festgelegte Zeit (meistens drei bis 
fünf Jahre) eine Obergrenze für die 
Preise fest. Gelingt es dem regulier-
ten Unternehmen, die Kosten stark zu 
senken, kann es die hierdurch ent-
stehenden Gewinne einbehalten. Die 

Revenue-Cap-Regulierung lehnt sich 
methodisch eng an den Price-Cap-
Ansatz an. Dem regulierten Unter-
nehmen werden jedoch keine 
Höchstpreise vorgeben, sondern eine 
Erlösobergrenze für den Gesamtum-
satz, die unabhängig von den Kosten 
maximal erreicht werden darf.  

Yardstick-Regulierung und 
Benchmarking 
Im Kontext der Netzentgeltregulierung 
steht die ergänzende Anwendung von 
Vergleichsmarktkonzepten zurzeit 
besonders im Mittelpunkt der regulie-
rungsökonomischen Debatte. Im 
Rahmen einer so genannten Y-
ardstick-Regulierung wird dabei jedes 
regulierte Unternehmen mit ähnlichen 
Unternehmen verglichen (Benchmar-
king). Auf der Basis dieses Leis-
tungsvergleichs werden in einem 
zweiten Schritt die Tarife des regulier-
ten Unternehmens festgelegt. Die 
Grundidee von Yardstick-Competition 
kann dabei sowohl mit einer kosten-
orientierten als auch einer anreizori-
entierten Entgeltregulierung kombi-
niert werden. Ein Blick auf das Regu-
lierungsdesign in ausgesuchten eu-
ropäischen Staaten bestätigt den 
Trend zum Einsatz von Benchmark-
methoden (siehe Tabelle 1). In den 
meisten der betrachteten Staaten fin-
det ein Vergleichsmarktkonzept im 
Rahmen der Regulierung der Strom-
netztarife bereits seit längerer Zeit 
Anwendung. In England/Wales, den 
Niederlanden und Norwegen ist eine 
Vergleichsmarktbetrachtung Teil der 
anreizorientierten Entgeltregulierung 
der dortigen Strommärkte. In Finnland 
wird die kostenorientierte Regulierung 
der Stromnetztarife ebenfalls um ein 
Benchmarking ergänzt. Im Rahmen 
der Netzentgelttarifierung auf den 
Gasmärkten kommt ein standardisier-
tes Benchmarking bisher nur auf der 

Transportebene in den Niederlanden 
zum Einsatz. Aber auch hier ist zu-
künftig mit einer stärkeren Anwen-
dung von Vergleichsmarktkonzepten 
zu rechnen. So wird in Großbritannien 
das Gasnetz zurzeit allein von Natio-
nal Grid Transco (NGT) betrieben. 
NGT plant jedoch, einige seiner regi-
onalen Verteilernetze zu verkaufen. 
Entsprechend britischer Regulie-
rungstradition ist davon auszugehen, 
dass für den Fall mehrerer Netz-
betreiber Benchmarkansätze im 
Rahmen der Entgeltregulierung an-
gewendet werden. In Österreich sieht 
das Gaswirtschaftsgesetz ausdrück-
lich die Möglichkeit der Anwendung 
von Vergleichsmarktmethoden vor. 
Mit einem tatsächlichen Einsatz ist 
jedoch nicht vor 2005 zu rechnen. 
Um die Netztarife bzw. die Preisober-
grenze für ein reguliertes Unterneh-
men festzusetzen, ziehen Regulie-
rungsbehörden im Rahmen des 
Benchmarking Kosteninformationen 
von vergleichbaren Netzbetreibern 
heran, die in anderen nationalen oder 
gegebenenfalls auch internationalen 
Regionen tätig sind. Sie vergleichen 
die Durchschnittskosten des regulier-
ten Unternehmens mit denen ähnli-
cher Netzbetreiber. Die Yardsticks 
(Maßstäbe) dienen dazu, durch statis-
tische Vergleichsmethoden innerhalb 
einer Gruppe ähnlicher Unternehmen 
das kosteneffizienteste zu identifizie-
ren. Der Ansatz kann sich dabei auf 
die durchschnittlichen Kosten der be-
rücksichtigten Unternehmen oder auf 
die „Best-Practice“-Unternehmen be-
ziehen. Um die Vergleichbarkeit zu 
gewährleisten, sind bei relevanten 
exogenen Einflüssen angemessene 
Zuschlagsfaktoren zu berücksichti-
gen. Aus den Ergebnissen des 
Benchmarking können die Regulie-
rungsinstanzen wichtige Informatio-
nen über die Effizienz der einzelnen 
Netzbetreiber gewinnen, die sie bei 
ihren Entscheidungen berücksichti-
gen werden. Im Rahmen der Price-
Cap-Regulierung lässt sich auf diese 
Weise die individuelle Effizienzvorga-
be (X-Faktor) ableiten. 

Durch Benchmarking und Yardstick-
Regulierung wird ein indirekter Wett-
bewerb zwischen den verschiedenen 
regionalen Monopolisten generiert. 
Die Netzbetreiber haben einen Anreiz 
zur Kostensenkung, wodurch ein Ab-
wärtsdruck auf die Durchschnittskos-
ten ausgelöst wird. Der identifizierte 

Tabelle 1: Netzentgeltregulierung in ausgesuchten europäischen 
Strommärkte 

 Regulierung Modell Periodenlänge Benchmarking 

England/Wales Ex-ante Price Cap 3 bzw. 5 Jahre Seit 1999 DEA 

Niederlande Ex-ante Price Cap 3 Jahre Seit 2000 DEA 

Norwegen Ex-ante Revenue Cap 5 Jahre Seit 1997 DEA 

Finnland Ex-post Rate of Return 1 Jahr Seit 2002 DEA 

Spanien Ex-ante Revenue Cap Nicht festgelegt Modellansatz 

Österreich Ex-ante Rate of Return 1 Jahr Geplant 
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Yardstick stellt eine Schätzung der ef-
fizienten (oder bei alternativer Aus-
gestaltung der durchschnittlichen) 
Kosten eines typischen Unterneh-
mens dar. Die regulierten Netzbetrei-
ber werden dadurch nicht mit den 
Einschätzungen der Regulierungsbe-
hörde hinsichtlich der zukünftigen 
Produktivitäts- und Kostenentwick-
lung konfrontiert, welche immer dem 
Vorwurf der Anmaßung von Wissen 
ausgesetzt sind. Vielmehr stehen die 
beaufsichtigten Netzbetreiber durch 
den Ansatz des Yardstick Competiti-
on unmittelbar im Wettbewerb mit der 
Effizienz anderer, vergleichbarer Un-
ternehmen. Damit kehrt das Konzept 
das regulatorische Informationsprob-
lem quasi um, denn die Unternehmen 
verfügen nur über ein begrenztes 
Wissen hinsichtlich ihrer relativen Po-
sition im Vergleich zum Sektor, wes-
halb sie daran interessiert sein müs-
sen, sich möglichst effizient zu verhal-
ten. Leistungsstarke, kosteneffiziente 
Netzbetreiber werden dann durch die 
Behörde mit hohen, überdurchschnitt-
lichen Renditen belohnt, während 
Underperformer auch Verluste er-
leiden können und auch ihr Aus-
scheiden aus dem Marktprozess nicht 
ausgeschlossen ist.  

Data Envelopment Analysis 
(DEA) 
Ein Benchmarking kann prinzipiell 
anhand unterschiedlicher Verfahren 
durch den Vergleich von Kennzahlen 
durchgeführt werden. Dabei werden 
verschiedene Größen berücksichtigt 
(z.B. Umsatz, Kosten etc.). Wichtig 
für den Einsatz eines Verfahrens ist, 
dass eine ausreichende Zahl an Ver-
gleichsunternehmen vorliegt und dass 
Strukturmerkmale gewählt werden, 
die tatsächlich einen signifikanten 
Einfluss auf die Höhe der Netznut-
zungskosten haben. In der internatio-
nalen Aufsichtpraxis gewinnt dabei 
die Data Envelopment Analysis (DEA) 
zunehmend Anerkennung. Der DEA-
Ansatz beinhaltet das Ziel, die hohe 
Komplexität des Leistungsangebotes 
von Netzbetreibern und ihre struktu-
rellen Umweltbedingungen möglichst 
umfassend abzubilden. Computerge-
stützt setzt die DEA-Programmier-
technik dazu ausgewählte Leistungs- 
und Kosten-Kennzahlen realer Unter-
nehmen zueinander ins Verhältnis. 
Auf dieser Basis entwirft sie virtuelle 
Unternehmen als lineare Kombinatio-
nen realer, kostengünstiger Unter-
nehmen. Die abgeleiteten effizienten 
Referenzunternehmen sind hinsicht-
lich ihrer Struktureigenschaften de-
ckungsgleich mit dem jeweiligen rea-
len Netzbetreiber, dessen Effizienz 
geprüft wird. Auf der Grundlage ihrer 
spezifischen charakteristischen Struk-

turbedingungen werden auf diese 
Weise die Effizienzpotentiale der ein-
zelnen Netzbetreiber ermittelt. 
Die DEA stellt die ausgewählten In-
put- und Outputvariablen zur Feststel-
lung der Effizienz gegenüber und er-
mittelt eine (optimale) Produktions-
möglichkeitengrenze. Auf dieser be-
finden sich die Unternehmen, die die 
günstigsten Input-Output-
Kombinationen realisieren (siehe Ab-
bildung 1). Die Unternehmen im ein-
fachen Beispiel erbringen zwei Out-
put-Leistungen, die Lieferung von 
Energie und den Netzanschluss für 
Verbraucher. Die Kosten des Faktor-
einsatzes des Unternehmens spie-
geln dagegen den Input wider. Die 
Unternehmen A, B und C bestimmen 
die Effizienzgrenze. A und C werden 
als effizient identifiziert, da sie jeweils 
den höchsten Output (die größte E-
nergiemenge bzw. die meisten Kun-
den) pro Kosteneinheit liefern. B ist 
zwar bei keinem der Koeffizienten 
führend, seine Input-Output-
Koeffizienten sind aber besser als ei-
ne Linearkombination (B’) aus A und 
C. Daher gilt auch B als effizient. G 
und H sind dagegen zwei ineffiziente 
Unternehmen. Ihr Effizienzniveau be-
stimmt sich durch den linearen Ab-
stand vom Ursprung zu G’ bzw. H’. 
Zur Feststellung ihres Effizienzgrades 
werden sie nicht mit allen anderen 
Unternehmen verglichen, sondern nur 
mit den effizientesten vergleichbaren 
Unternehmen. Für G sind das nur A 
und B, für H entsprechend B und C. 

Als großer Vorteil der DEA gilt ihre 
einfache Anwendung, die im Gegen-
satz zu stochastischen Verfahren kei-

ne vorherige Hypothese über den 
zugrunde liegenden Produktionszu-
sammenhang erfordert. Trotzdem ist 
die praktische Anwendung des Ver-
fahrens nicht problemlos. Datenfehler 
sind ebenso wie unvorsichtig ausge-
wählte Kennzahlen dazu geeignet, 
die Ergebnisse zu verfälschen. Auch 
ist der Einsatz von DEA nur zu emp-
fehlen, wenn ausreichend Beobach-
tungen, d.h. Unternehmen, vorhan-
den sind. Zusätzlich ist davon abzura-
ten, die Zahl der betrachteten Inputs 
zu weit auszudehnen. Beide Ein-
schränkungen begründen sich aus 
dem Verfahren der linearen Optimie-
rung, das der Methode zugrunde 
liegt. Reduziert man die Zahl der Un-
ternehmen im Sample, so reduziert 
sich auch die Zahl der Restriktionen. 
Dies hat zur Folge, dass sich die ge-
messenen Effizienzwerte verbessern, 
falls es sich um eine zuvor bindende 
Restriktion handelte. Ebenso erhöht 
sich mit der Zahl der betrachteten In-
puts (oder auch Umweltvariablen) die 
Wahrscheinlichkeit, dass ein Unter-
nehmen bezüglich einer bestimmten 
Kenngröße effizient ist – die Werte 
verbessern sich also wieder. 
Für die regulatorische Anwendung 
dürfte zudem immer der Einsatz einer 
kosten- statt einer mengenbasierten 
DEA anzuraten sein – dies erhöht 
zwar die Informationsanforderungen, 
verhindert aber, dass sich die Bewer-
tung der Unternehmen durch Out-
sourcing, Leasing oder ähnliche 
Maßnahmen manipulieren lässt, denn 
die hierdurch entstehenden Kosten 
und damit die Ressourcenbeanspru-
chung bleiben sichtbar.  

Oliver Franz, Andreas Hense 

Abbildung 1: Data Envelopment Analysis 

E
ne

rg
ie

lie
fe

ru
ng

/K
os

te
n

Verbraucheranzahl/Kosten0

G

H

B‘

A

C

G‘

H‘

B

 

 

 
 

 



 

 Newsletter Nr. 57, Dezember 2004 5 

Mediation als Verfahren alternativer  
Streitbeilegung in der aktuellen EMVU-Debatte 

Im Zusammenhang mit der Kapazi-
tätserweiterung der GSM-
Mobilfunknetze und dem Aufbau der 
Mobilfunknetze der 3. Generation 
(UMTS) steht die Elektromagnetische 
Verträglichkeit zur Umwelt (EMVU), 
trotz einer grundsätzlichen Akzeptanz 
des Mobilfunks sowie eines eindeuti-
gen wissenschaftlichen Kausalitäts-
nachweises möglicher gesundheits-
schädigender Wirkungen von 
hochfrequenten elektromagnetischen 
Feldern (HEMF) im Mittelpunkt einer 
kontroversen öffentlichen Debatte. 
Seit Beginn der 90er Jahre folgt die 
EMVU-Debatte dabei einem oszillie-
renden Entwicklungsmuster und ihr 
weiterer Verlauf ist im Prinzip offen. 

Netzbetreiber und öffentliche Hände 
haben zwar mit der freiwilligen 
Selbstverpflichtung, der Verbändeve-
reinbarung oder der Einrichtung von 
Informationsportalen etwa zu Stand-
ortdaten oder EMF-relevanten Er-
kenntnissen wichtige Maßnahmen zur 
De-Eskalation der EMVU-Kontroverse 
ergriffen, die im Ausland als vor-
bildlich gelten. Dennoch ist nicht aus-
zuschließen, dass sich der Konflikt 
zukünftig zuspitzt, wenn man nicht 
nur an den Ausbau der Netzinfra-
strukturen für GSM und UMTS, son-
dern auch an den Aufbau weiterer 
Funktechnologien wie PWLAN, digita-
le BOS, T-DAB, DVB-T oder WiMAX 
bzw. Airdata denkt. 

Vor diesem Hintergrund besteht ein 
hohes Interesse aller involvierten Ak-
teure, mögliche Konfliktpotenziale ab-
zubauen. Da im Umweltbereich in 
den letzten Jahren alternative Verfah-
ren zur Konfliktbeilegung (Alternative 
Dispute Resolution (ADR)) z.T. erfolg-
reich erprobt wurden und heute auch 
von zahlreichen politischen Institutio-
nen wie z.B. der OECD, der EU-
Kommission oder der Regulierungs-
behörde für Telekommunikation und 
Post (RegTP) zur Konfliktlösung emp-
fohlen werden, erscheint es sinnvoll 
und wichtig, deren Eignung auch in 
Hinblick auf einen Beitrag zur Ent-
schärfung der EMVU-Kontroverse zu 
prüfen. 

WIK-Consult hat für das Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Arbeit 
(BMWA) im Rahmen einer Begleitfor-
schung untersucht, inwieweit ADR-
Verfahren im Rahmen der EMVU-
Debatte einen innovativen und effi-
zienten Beitrag zur Entschärfung lo-
kaler Konflikte leisten können. Ziel-
setzung dieser Studie war es, ein wis-
senschaftlich dokumentiertes und 

standardisiertes Modellverfahren zu 
entwickeln, welches auf die verschie-
denen Konflikte angewendet werden 
kann. Die Suche nach und die Erpro-
bung von alternativen und effizienten 
Lösungsansätzen auch im Ausland, 
die auch in anderen EMVU-
Konfliktfällen angewendet werden 
können, stand hierbei im Vorder-
grund. Das Projekt wurde im Juli 
2003 begonnen und im September 
2004 abgeschlossen. 

Zur Realisierung dieser Zielsetzung 
wurden zwei Wege eingeschlagen. 
Zunächst wurden alle wesentlichen 
Verfahren analysiert und in Hinblick 
auf ihren Ursprung, ihren Lösungsan-
satz, die Anwendungspraxis, die Ver-
fahrenseffizienz sowie die entstehen-
den Kosten hin bewertet. Zu diesen 
Verfahren zählen die unter dem O-
berbegriff ADR versammelten Lö-
sungsansätze Mediation, Planungs-
zellen bzw. Bürgergutachten, Kon-
sensus-Konferenzen, Ombudsstellen, 
Arbitration bzw. Schiedsverfahren 
sowie der (moderierte) Runde Tisch. 
Bei der Analyse dieser Verfahren 
wurden im Rahmen von internationa-
len Vergleichsanalysen insbesondere 
die Erfahrungen in den USA, in Öster-
reich sowie der Schweiz ausgewertet. 
Im zweiten Teil wurden im Rahmen 
eines Unterauftrages zwei Mediation-
sexperten verpflichtet, in einem kon-
kreten Fall beispielhaft eine Mediation 
zu initiieren und durchzuführen. Hier-
zu wurde als Modellfall ein Konflikt 
um den Standort eines Sendemastes 
in München identifiziert und unter 
Einbeziehung des städtischen Um-
weltreferates ein Mediationsverfahren 
durchgeführt.  

Alternative Konfliktbeile-
gungsverfahren im Vergleich  
Die Analyse alternativer Konfliktbeile-
gungsverfahren zeigt, dass überaus 
hohe Erwartungen existieren, dass 
durch den Einsatz von ADR wichtige 
Lösungsbeiträge zur Reduzierung 
von Konfliktpotenzialen sowohl in 
makro- als auch in mikroökonomi-
scher Perspektive erbracht werden 
können. So zeigt beispielsweise eine 
OECD-Studie aus dem Jahre 1996, 
dass konsensuelle und konsozietale 
europäische Demokratien einen hö-
heren Lebensstandard besitzen. Die 
Lokale Agenda 21 von 1997 postu-
liert, dass neben der Strategiefähig-
keit und der Innovationsfähigkeit ei-
nes Landes auch die Konsensfähig-
keit benötigt wird, um breit gerichtete 

Modernisierungsprozesse anstoßen 
und umsetzen zu können. Ein EU-
Grünbuch aus dem Jahre 2002 postu-
liert vor diesem Hintergrund, ADR im 
Zivil- und Handelsrecht zu verankern.  

In einigen EU-Mitgliedstaaten hat die 
Institutionalisierung bereits konkrete 
Formen angenommen. So z.B. richte-
te die österreichische Regulierungs-
behörde RTR 2003 eine Schlich-
tungsstelle für sektorspezifische Kon-
fliktfälle ein. 2004 fand Mediation Ein-
gang auch in das deutsche TKG (§ 
124) und in die Kundenschutzverord-
nung. Die unterschiedlichen Formen 
der normativen und institutionellen 
Einbettung wird begleitet von der 
Vorstellung, dass der Einsatz von 
ADR formelle Gerichtsverfahren nicht 
ersetzen, sondern ergänzen soll, da 
man sich insbesondere auf der Kos-
tenseite und der Zeitachse deutliche 
Vorteile für potenzielle Konfliktpartei-
en, vor allen in der Wirtschaft ver-
spricht.  

Primär zielt ADR darauf ab, durch 
professionelle Moderation eines 
Diskussions- und Aushandlungs-
prozesses einen nachhaltigen Aus-
gleich zwischen Konfliktparteien 
durch Befriedigung aller Interessen zu 
erzielen. Kennzeichnend hierbei sind 
insbesondere im Vergleich zu ordent-
lichen Gerichtsverfahren Erwartungen 
bzgl. einer kürzeren Durchführungs-
dauer, geringerer Kosten sowie eines 
höheren Grades der Vertraulichkeit 
gegenüber der breiten Öffentlichkeit. 
Idealtypischerweise lassen sich alter-
native Konfliktbeilegungsverfahren 
v.a. hinsichtlich des Grades der Inter-
vention durch neutrale Dritte unter-
scheiden.  

Methodisch basiert Mediation auf 
dem Harvard-Prinzip des sachgerech-
ten Verhandelns und konnte sich be-
reits in vielen Ländern, vor allem in 
den USA durch den „Uniform Media-
tion Act“ sowie in Australien stärker 
etablieren als in Europa. In Deutsch-
land ist die Implementation dieses 
Verfahren noch nicht sehr weit voran-
geschritten und wird bislang am er-
folgreichsten im Rahmen der Famili-
enmediation sowie bei Arbeitskonflik-
ten eingesetzt. Dem Bereich der Um-
weltmediation sind solche Verfahren 
zuzuordnen, bei denen Infrastruktur-
vorhaben potenziell negative Auswir-
kungen auf die Umwelt im Sinne von 
Lärmbelästigung, Ressourcenver-
brauch, Emissionsbelastungen etc. 
haben. Daher wird auch die Konflikt-
entschärfung um die mit dem Mobil-
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funk verbundenen HEMF der Um-
weltmediation zugerechnet.  

Mediationsverfahren liegt die Leitidee 
zugrunde, dass es keine objektiven 
Wahrheiten, sondern nur subjektive 
Wirklichkeiten gibt. Sie orientieren 
sich nicht an der rein rechtlichen Be-
urteilung einer Problemstellung, son-
dern vielmehr an den Interessen der 
Beteiligten. Ein neutraler, überpartei-
licher Dritter (Mediator) unterstützt 
Konfliktparteien dabei, eine konsens-
orientierte und nachhaltige Lösung zu 
finden. Der Mediator besitzt – etwa im 
Gegensatz zu einem Richter - keine 
eigene Entscheidungskompetenz. 
Seine Aufgabe besteht vielmehr dar-
in, die nötigen Voraussetzungen in 
Form einer angemessenen Verfah-
rensunterstützung zu schaffen. Alle 
Teilnehmer beteiligen sich an der Lö-
sungsfindung und tragen am Ende 
eines Prozesses gemeinsam die Ver-
antwortung für das Ergebnis. Es be-
steht die Erwartung, dass hierdurch 
langwierige und kostspielige gerichtli-
che Auseinandersetzungen vermie-
den werden können und dass die er-
zielten Ergebnisse zu größerer Nach-
haltigkeit und Akzeptanz beitragen 
können als traditionelle gerichtliche 
Verfahren. 

Planungszellen bzw. Bürgergut-
achten setzen auf ein in Deutschland 
entwickeltes Konzept auf und zielen 
auf eine möglichst repräsentative Be-
teiligung der Bevölkerung. Nach dem 
Zufallsprinzip ausgewählte Bürger er-
halten die Möglichkeit, auf ihr Le-
bensumfeld mit Hilfe sog. Planungs-
zellen Einfluss zu nehmen. Manchmal 
arbeiten mehrere Planungszellen pa-
rallel an einer Aufgabe. Kompetente 
Moderatoren bzw. Fachleute beglei-
ten den Prozess der Entscheidungs-
findung, der sich schließlich in einem 
sog. Bürgergutachten niederschlägt. 
Bürgergutachten dienen politischen 
Entscheidungsinstanzen zunehmend 
als Beratungs- und Planungsgrundla-
ge, sind aber mit vergleichsweise ho-
hen Kosten verbunden und werden 
daher meist nur dann eingesetzt, 
wenn eine intensive Bürgerbeteili-
gung politisch erwünscht ist. 

Das Konzept der Konsensus-
Konferenzen wurde in USA entwi-
ckelt und zeichnet sich dadurch aus, 
dass zufällig ausgewählte Laien mit 
Experten Fragen in Hinblick auf neue 
Technologien bzw. konfliktträchtige 
Sachfragen diskutieren. Auf der Basis 
der gewonnenen Erkenntnisse wer-
den schließlich Gutachten z.B. für Inf-
rastrukturprojekte erstellt, die politi-
schen Entscheidungsträgern und der 
Öffentlichkeit präsentiert werden und 
dadurch zu einer fundierten Informa-
tionsbasis beitragen sollen. Hierdurch 

bieten sich indirekt Chancen zur Kon-
fliktentschärfung oder im Falle einer 
frühzeitigen Durchführung sogar zur 
Konfliktvermeidung. Konsensus-
Konferenzen sind heute besonders in 
Dänemark populär. Ihre Durchführung 
ist ebenfalls mit vergleichsweise ho-
hen Kosten verbunden. 

Die Institution des Ombudsmans fin-
det in europäischen Ländern seit den 
50er Jahren verstärkt Verbreitung und 
soll Bürger vor der Willkür öffentlicher 
Institutionen, gleichzeitig aber auch 
Verwaltungen vor ungerechtfertigten 
Anschuldigungen von Bürgern schüt-
zen. Im Laufe der Jahre wurden z.B. 
in der Schweiz, in Schweden oder 
Großbritannien branchenspezifische 
Ombudsstellen (z.B. Versicherungs- 
und Kreditwirtschaft) eingerichtet, die 
den Beschwerden unzufriedener 
Kunden nachgehen und im Konflikt 
mit Unternehmen zu einvernehmli-
chen Lösungen beitragen sollen. 
Jüngst eingerichtete EMVU-
Ombudsstellen in der Schweiz be-
schränken sich allerdings weitgehend 
auf die Vermittlung von Informatio-
nen.  

Arbitration bzw. Schiedsverfahren 
gehören zu den ältesten Verfahren 
der alternativen Streitbeilegung und 
kommen ordentlichen Gerichtsverfah-
ren am nächsten. Es findet eine star-
ke Orientierung an bestehenden 
Rechtsnormen statt. Ein wichtiger Un-
terschied zum ordentlichen Gerichts-
verfahren besteht darin, dass die be-
troffenen Parteien den Schiedsrichter 
selbst auswählen. Außerdem ist ein 
von einem Schiedsgericht gefälltes 
Urteil nicht mehr anfechtbar etwa im 
Sinne eines Revisionsverfahrens. Ar-
bitrationsverfahren laufen vergleichs-
weise schnell und effizient ab. 

Der Runde Tisch bietet ein Forum 
zur Diskussion aktueller, meist kom-
munalpolitischer Themen und zeich-
net sich insbesondere durch seinen 
partizipationsorientierten Charakter 
aus. Eine einheitliche Methodik bzw. 
ein standardisierter Verfahrensablauf 
existiert nicht. Auch wurden Runde 
Tische bisweilen moderiert, was de-
ren Effizienz z.T. erheblich gesteigert 
hat. Im Vordergrund steht eine sachli-
che Diskussion aller Interessenvertre-
ter, um Konflikte zu strukturieren und 
konsensorientiert Lösungen und Posi-
tionen zu finden. Die Neigung von 
Teilnehmern, insbesondere bei un-
moderierten Verfahren weitgehend 
unverbindlich und wenig lösungsori-
entiert zu agieren, kann die Effektivi-
tät dieses Verfahrens im Einzelfall 
deutlich beeinträchtigen. 

Es kann festgestellt werden, dass 
verschiedene Verfahren existieren, 
die sich in Hinblick auf ihren Ur-

sprung, ihre Zielsetzung, ihren Lö-
sungsweg, ihre Anwendungspraxis, 
ihre Verfahrenseffizienz sowie ihren 
durchschnittlichen erforderlichen Zeit- 
und Kostenrahmen deutlich unter-
scheiden. Auch sind die Interventi-
onstiefe neutraler Dritter und der Ein-
fluss auf das Ergebnis sehr unter-
schiedlich. Ein wichtiges Ergebnis 
unserer Untersuchung besteht in der 
Feststellung, dass bislang bei allen 
Verfahren hinreichende Erfahrungen 
im EMVU-Bereich fehlen. Insofern 
wird mit dem BMWA-Projekt ein ers-
ter, wichtiger Meilenstein zu Gewin-
nung von Erfahrungen mit ADR im 
Allgemeinen und Mediation im Be-
sonderen gesetzt. 

Erfahrungen mit ADR im 
Ausland  
Die USA besitzen im Hinblick auf Me-
diationsverfahren einen langen histo-
rischen Vorlauf. Dort kam das Verfah-
ren bereits zu Beginn des 20. Jahr-
hunderts insbesondere bei Arbeits-
konflikten zum Einsatz. Umweltme-
diationsverfahren wurden in den USA 
erstmals in den 60er Jahren einge-
setzt und dort auf Grund guter Erfah-
rungen insbesondere im Rahmen von 
Infrastrukturmaßnahmen fest in die 
bestehende Rahmengesetzgebung 
integriert. In Europa wird das Thema 
Mediation erst seit den 70er und 80er 
Jahren stärker diskutiert. Das Verfah-
ren fand seinen erstmaligen Einsatz 
in den 90er Jahren vor allem bei inf-
rastrukturellen Maßnahmen. Es kann 
jedoch festgestellt werden, dass bis 
heute in den europäischen Ländern 
insgesamt der Einsatz von Mediation 
mehr postuliert wird als dass sie tat-
sächlich gefördert und angewendet 
würde. Ausschlaggebend für diese in-
ternationalen Unterschiede in der Be-
deutung und Anwendung dürften ins-
besondere Unterschiede in den 
Rechtskulturen sein, nach denen in 
angelsächsischen Ländern Aushand-
lungsverfahren prinzipiell eine große 
Bedeutung beigemessen wird. 

Im europäischen Raum wurden ins-
besondere in Österreich und in der 
Schweiz Erfahrungen im Zusammen-
hang mit Umweltmediationsverfahren 
gesammelt. Mit dem im Jahr 2004 in 
Kraft getretenen österreichischen Zi-
vilrechts-Mediationsgesetz erfolgte in 
Europa ein erster Schritt zur gesetzli-
chen Verankerung dieses Verfahrens. 
Mit konkreten ersten Erfahrungen ist 
hier frühestens gegen Ende 2004 zu 
rechnen. Unsere Untersuchungen 
zeigen, dass auch in Österreich keine 
Mediationsverfahren im Rahmen von 
EMVU identifiziert werden konnten, 
die im Kern die Anforderungen eines 
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Mediationsverfahrens tatsächlich er-
füllen. 

Unsere Analyse der Vergleichsländer 
macht deutlich, dass es bislang kaum 
Erfahrungen mit Mediationsverfahren 
im Rahmen der EMVU-Debatte gibt. 
Insofern kommt der vorliegenden 
Studie nicht nur im nationalen Rah-
men eine bedeutende Pilotfunktion 
zu. 

Initiierung und Untersu-
chung des Modellkonflikt-
falls  
Zur Fundierung der Studie wurde ein 
Modellkonfliktfall in München heran-
gezogen, der sich als besonders ge-
eignet im Zusammenhang mit der 
Problematik der Aufstellung von Mo-
bilfunksendemasten erwies. Von den 
Konfliktparteien wurde frühzeitig eine 
Bereitschaft zur Teilnahme signali-
siert. Allerdings wurden im Vorfeld 
auch andere Konfliktfälle geprüft, die 
sich jedoch sukzessive als wenig ge-
eignet erwiesen. Bei der ersten Kon-
taktaufnahme mit den Parteien stell-
ten die „Schirmherrschaft“ des 
BMWA, die Transparenz der Projekt-
struktur, die neutrale wissenschaftli-
che Begleitforschung, der Einsatz 
professioneller Mediatoren sowie die 
Qualität der Informationsunterlagen 
entscheidende Erfolgsfaktoren für ei-
ne Bereitschaft zur Teilnahme dar. 
Der Mediationsprozess wurde im Au-
gust 2003 mit einer dreimonatigen or-
ganisatorischen Vorbereitungsphase 
gestartet. Zu Beginn des November 
2003 fand die erste Mediationssitzung 
statt. Im Dezember wurde der Pro-
zess im engeren Sinne abgeschlos-
sen. Die anschliessende Ver-
handlungs- und Umsetzungsphase 
wurde bis zum Juli 2004 fortgesetzt. 

Um die Durchführung des Modellvor-
habens methodisch abzusichern, 
wurde in einem ersten Schritt mit al-
len Beteiligten eine Ex-ante Befra-
gung durchgeführt, um Einstellungen 
und Meinungen vor dem Mediati-
onsprozess zu dokumentieren. Durch 
die im Anschluss folgende, teilneh-
mende Beobachtung wurde der kon-
krete Interaktionsprozess sowie ex-
terne Einflüsse identifiziert und do-
kumentiert. In der abschließenden 
Ex-post Befragung wurden die Ein-
schätzungen der Beteiligten zum Ver-
fahren dargestellt, um Rückschlüsse 
auf die Eignung des Verfahrens und 
Fragen der Übertragbarkeit beantwor-
ten zu können. Da sich an die Media-
tionsvereinbarung eine längere Ver-
handlungsphase und Suche nach 
Standortalternativen anschloss, führte 
WIK-Consult im Juli 2004 eine zweite 
Ex-post Befragung durch. 

Beteiligt am Modellfall in München 
waren vier Konfliktparteien, die sich 
zu Beginn des Projektes schriftlich 
bereit erklärten, an einem Mediati-
onsverfahren zur Lösung ihres spe-
ziellen Konfliktes teilzunehmen. Ne-
ben den beiden Mediatoren und dem 
Vertreter von WIK-Consult nahmen 
hierbei Vertreter des Referates für 
Gesundheit und Umwelt der Stadt 
München, Elternvertreter einer 
Grundschule, Vertreter eines Kinder-
gartens sowie Vertreter des Netz-
betreibers Vodafone teil. 

Nach der Vereinbarung der Kommu-
nikationsregeln entspannte sich die 
anfänglich konfliktive Kommunikati-
onssituation zwischen den Parteien 
im Verlaufe der weiteren Sitzungen. 
Es entwickelte sich nach der Einspei-
sung verschiedener technischer und 
sonstiger Informationen insbesondere 
durch die Netzbetreiber eine offene 
und ergebnisorientierte Diskussion. 
Alle Beteiligten waren sich einig, dass 
die Basisstation, die vor vier Jahren 
gegenüber einer Grundschule in ca. 
100m Entfernung von einem Kinder-
garten in Betrieb genommen worden 
war, aus technischen Gründen und 
Fragen der Akzeptanz wenig geeignet 
erschien. Daher sollte in einem defi-
nierten Suchkreis nach Alternativen 
Ausschau gehalten werden. Alle Be-
teiligten zeigten sich von Anbeginn 
bereit, von ihren Ausgangspositionen 
abzurücken und zu einer konstrukti-
ven Lösung beizutragen. Insofern war 
die konkrete Konfliktsituation deutlich 
weniger zugespitzt als in vielen ande-
ren Auseinandersetzungen um die 
Festlegung eines Antennen-
Standortes.  

Das Mediationsverfahren hatte zu-
nächst ein von allen Beteiligten posi-
tiv bewertetes Ergebnis zur Folge. 
Nach etwa sechs Sitzungen konnten 
sich die Teilnehmer auf einen neuen 
Standort einigen. Hierbei wurde das 
Dach einer Bank identifiziert, für das 
neben positiven Messergebnissen 
bzw. Immissionsberechnungen die 
vorhandene soziale Akzeptanz aller 
Beteiligten, die Möglichkeit zur Ver-
tragsschließung sowie auch wirt-
schaftliche Überlegungen aus der 
Sicht des Netzbetreibers sprachen. 
Nach eingehender Diskussion dieser 
Lösung wurde von allen Teilnehmern 
eine Vereinbarung getroffen, die die 
Fixierung dieses neuen Standortes 
beinhaltete. Damit hatte der Netz-
betreiber freie Hand zur Umsetzung. 

Es erwies sich jedoch als Problem, 
dass der Eigentümer des Standortes 
nicht mit das Verfahren einbezogen 
worden war. Denn dieser machte 
grundlegende bauliche Bedenken 
geltend. Durch den längeren Ver-

handlungsprozess verzögerte sich 
das Verfahren erheblich. Erst im Juli 
2004 konnte man sich auf eine neue, 
eher zufällig gefundene Lösung im 
Sinne einer „second-best-Lösung“ ei-
nigen. Dieses Ergebnis wurde von al-
len Beteiligten im Wesentlichen als 
mehr oder weniger unbefriedigend 
bewertet.  

Ergebnisse der Begleitfor-
schung 
Aus der Perspektive der Begleitfor-
schung hat der Modellkonfliktfall we-
sentliche Voraussetzungen zur 
Durchführung eines Mediatonsverfah-
rens erfüllt. Dabei muss die Tiefe des 
Konfliktes und die Härte der Ausei-
nandersetzung zu Beginn des Verfah-
rens als mäßig bewertet werden, was 
die Erwartungen auf einen erfolgrei-
chen Verlauf eher verstärkte. Die 
konstruktive Haltung aller Beteiligten 
von Beginn des Verfahrens an war 
eine wesentliche Voraussetzung für 
das zunächst positive Verhandlungs-
resultat. Mit Beginn der Verhandlun-
gen und der Suche nach Standortal-
ternativen ab Jahresbeginn 2004 be-
gann sich die Atmosphäre zwischen 
den Verfahrensbeteiligten jedoch 
deutlich zu verschlechtern und spitzte 
sich zu. Wurde der Mediationspro-
zess anfänglich uneingeschränkt be-
grüßt und auch in der 1. Ex-post Be-
fragung (Dezember 2003) eher positiv 
bewertet, so wurde in der abschlie-
ßenden Ex-post Befragung (Juli 
2004) erhebliche Skepsis und Kritik 
artikuliert. Das konkrete Verfahren 
wurde von vielen Teilnehmern in Hin-
blick auf die Dauer und Kosten, die 
Transparenz und Fairness sowie die 
Eignung des Verfahrens als „nicht 
geeignet“ bewertet. Zudem wurde in 
Hinblick auf das Ergebnis die fehlen-
de Teilnahme relevanter Entschei-
dungsträger kritisiert. 

Grundsätzlich zeigt die Evaluation, 
dass Ergebnis und Fortschritt eines 
konkreten Mediationsverfahrens in 
hohem Maße von zahlreichen Einzel-
faktoren abhängig sind, die in jedem 
konkreten Einzelfall eines Standort-
konflikts anders gelagert sein können. 
Diese Faktoren hängen ab z.B. von 
der Verhandlungs- und Mitwirkungs-
bereitschaft der involvierten Parteien, 
der Auswahl der Teilnehmer und ihrer 
Legitimation durch weitere Interes-
sierte, der kommunikativen Kompe-
tenz der Beteiligten, der Vermittlung 
hinreichender Informationen, der 
grundsätzlichen Verfügbarkeit von 
Lösungsalternativen sowie der Über-
schaubarkeit und Transparenz der 
Gesamtproblematik. Somit spielen 
subjektive Elemente in einem Media-
tionsverfahren eine überaus ent-
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scheidende Rolle für die Initiierung 
und den Ablauf und stellen in Hinblick 
auf das Ergebnis stets ein wichtiges 
und letztlich auch unvermeidbares 
Risiko dar, das stets eben auch ein 
„negatives Verhandlungsergebnis“ mit 
einschließt. 

Fazit 
Im Endergebnis kann das Mediati-
onsverfahren nur eingeschränkt als 
ein zielführender Ansatz im Rahmen 
der Konfliktregelung in der EMVU-
Debatte bezeichnet werden. Die Ziel-
setzung des Projekts, ein wissen-
schaftlich dokumentiertes und insbe-
sondere standardisiertes Modellver-
fahren zu entwickeln, das gleicher-
maßen auf unterschiedliche lokale 
Konflikte angewendet werden kann, 
konnte nicht erreicht werden. Zahlrei-
che Indizien sprechen dafür, dass je-
der EMVU-Konfliktfall auf Grund 
komplexer Einflussfaktoren und 
Rahmenbedingungen als ein singulä-
res Phänomen gewertet werden 
muss, bei dem der Einsatz von Medi-
ation stets auch mit dem Risiko des 
Scheiterns behaftet ist.  

Unter prozeduralen Gesichtspunkten 
der Durchführung eines Modellverfah-
rens muss zudem auf den hohen Zeit- 
und Ressourcenaufwand hingewie-
sen werden. Es wurden zunächst 
mehrere Monate benötigt, um den 
Konfliktfall zu identifizieren und das 
Modellverfahren zu organisieren. Für 
die Durchführung der Mediation 
selbst war ein vergleichsweise kurzer 
Zeitraum erforderlich. Für die Ver-
handlung der Alternativlösungen wur-
den dann allerdings fast noch einmal 
sieben Monate benötigt. Insofern 
müssen nicht nur die Set-up Kosten 
als sehr hoch bewertet werden, son-
dern auch die zeitlichen und tatsäch-
lichen Kosten für die Durchführung 
der weiteren Aushandlung und Um-
setzung. 

Vor diesem Hintergrund wird deutlich, 
dass Mediation zwar potenziell zur 

Bearbeitung lokal begrenzter Konflikt-
fälle einen Lösungsbeitrag leisten 
kann, aber dieser Beitrag in hohem 
Maße auch von den existierenden 
Rahmenbedingungen beeinflusst  
wird. Im konkreten Fall scheiterte die 
Umsetzung der bevorzugten Lö-
sungsalternative an der fehlenden 
Zustimmung eines Akteurs, der nicht 
in die Mediation involviert war. Ein Er-
folg der Konfliktbeilegung scheint of-
fenkundig nur dann möglich, wenn 
hinreichend Alternativlösungen zur 
Verfügung stehen und auch alle rele-
vanten Entscheidungsträger in den 
Prozess mit eingebunden werden 
können. Durch den beträchtlichen 
Ressourceneinsatz wird zudem die 
Frage aufgeworfen, ob Mediati-
onsprozesse tatsächlich kostengüns-
tig sind. Wollten die Netzbetreiber 
oder politische Akteure in allen (netz-
topologisch) wichtigen Konfliktfällen 
Mediation einsetzen, so hätte dies 
womöglich nicht nur hohe (weitere) 
zeitliche Verzögerungen, sondern 
auch gewaltige Kosten zur Folge. Un-
ter Abwägung von Aufwand und Er-
trag sehen auch die von uns befrag-
ten Experten in der Mediation vor al-
lem ein Instrument, das einem geziel-
ten Einsatz bei gesellschaftlich be-
deutenden Konfliktfällen mit hohem 
wirtschaftlichem Einsatz (Flughäfen, 
Autobahnen, etc.) vorbehalten blei-
ben sollte. 

Ferner wird durch unsere Analyse 
deutlich, dass Mediationsverfahren 
sich nicht zur Behandlung von 
Grundsatzfragen oder zur Lösung von 
Wertekonflikten eignen. Viele Frage- 
und Problemstellungen, die die 
EMVU-Debatte prägen, entziehen 
sich der Behandlung durch diese Me-
thode. Es sollte daher überlegt wer-
den, ob nicht im Rahmen weiterer Pi-
lotprojekte mit solchen Verfahren Er-
fahrungen gesammelt werden kön-
nen, die hierfür weitaus eher geeignet 
erscheinen. Hierzu zählen insbeson-
dere das Bürgergutachten oder der 
moderierte Runde Tisch. Hierdurch 

könnte auf eine sehr effiziente Weite 
ein grundlegender Beitrag zur Kon-
fliktlösung in der EMVU-Debatte er-
bracht werden. 

Die Anregung von Experten aber 
auch einzelner Teilnehmer des Ver-
fahrens, Mediation sollte bei Stand-
ortkonflikten durch Gesetz verbindlich 
vorgeschrieben werden, erscheint vor 
dem Hintergrund der in dieser Mach-
barkeitsstudie gewonnenen Erkennt-
nisse in keinem Fall zielführend. Zum 
einen würde ein solcher regulatori-
scher Schritt nicht der Tatsache 
Rechnung tragen, dass bei den öf-
fentlichen Institutionen und den Netz-
betreibern ein grundsätzliches Inte-
resse an konsensualen und nachhal-
tig tragfähigen Lösungen in der 
EMVU-Debatte gegeben ist. Regula-
torische Maßnahmen würden daher 
nicht nur der Eigeninitiative der betei-
ligten Akteure vorgreifen, sondern 
auch deren Handlungsspielraum in 
unnötiger Weise einengen. Zum an-
deren würden durch einen solchen 
Schritt der reale Aufwand an Res-
sourcen und der potenzielle Ertrag in 
keinem vertretbaren Verhältnis zuein-
ander stehen. Dies gilt insbesondere 
im Licht der Tatsache, dass Mediation 
– wie oben dargelegt – nur ein Ver-
fahrensweg von vielen ist. Grundsätz-
lich sollte daher allen Ansätzen der 
Konfliktlösung durch Selbstregulie-
rung der Vorzug gegeben werden. 
Eine Intervention durch professionelle 
und neutrale Dritte sollte sich auf so-
zial oder wirtschaftlich relevante Kon-
fliktfälle beschränken. 

Die Ergebnisse der Studie wurden am 
3. November 2004 auf einem Work-
shop des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Arbeit (BMWA) vorge-
stellt und mit zahlreichen Experten 
diskutiert. Die Studie wurde als WIK-
Diskussionsbeitrag Nr. 258 im No-
vember 2004 publiziert. 

Franz Büllingen, Diana Rätz

RegTP entscheidet über ZISP-Entgelte 
Im September hat die Regulierungs-
behörde für Telekommunikation und 
Post im Rahmen eines ex-ante Regu-
lierungsverfahrens neue Entgelte für 
das Breitband-Vorleistungsprodukt T-
DSL-ZISP festgelegt und damit das 
Produkt zum zweiten Mal einer Ent-
geltregulierung unterzogen. Dabei 
wurde die nutzungsabhängige Ent-
geltkomponente von 0,6325 € auf 
0,52 € je Kapazitätseinheit von 10 

kbit/s gesenkt (vgl. Tabelle). Die Ent-
gelthöhe wurde somit lediglich etwa 
zu einem Drittel der von der Deut-
schen Telekom AG (DTAG) beantrag-
ten 1,55 € je 10 kbit/s genehmigt. 
Gleichzeitig wurden im Genehmi-
gungsverfahren auch die einmaligen 
und einmal jährlich fälligen Entgelte 
für die Überlassung der ZISP-
Zugänge - diese sind in den Band-
breiten 34, 155 und 622 Mbit/s ver-

fügbar - neu bestimmt. Hierbei kam 
es sowohl zu Absenkungen als auch 
zu Erhöhungen. Der wirtschaftliche 
Schwerpunkt der Leistung ZISP wird 
jedoch durch die nutzungsabhängige 
Preiskomponente und nicht durch die 
Zugangsbereitstellung determiniert.1 
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Der Markt für breitbandige DSL-
Anschlüsse war in den letzten zwei 
Jahren durch eine dynamische Nach-
frageentwicklung gekennzeichnet, bei 
der sich die Anzahl der Anschlüsse 
um etwa 40 Prozent erhöhte. Gleich-
zeitig wuchs das über diese An-
schlüsse generierte Verkehrsvolumen 
im dreistelligen Bereich. Setzt sich 
diese enorme Nachfrageentwicklung 
auch in der nächsten Zeit fort, so 
können hieraus neue Anforderungen 
hinsichtlich des Investitionsbedarfs in 
Netzkapazitäten bei der DTAG resul-
tieren. Dies nahm die RegTP zum An-
lass, die Entgelte für ZISP nur für ein 
Jahr zu genehmigen. 

Die Genehmigung der Entgelte wurde 
auf Grundlage der Kostenunterlagen 
der DTAG vorgenommen. Ferner lag 
der RegTP auch ein internationaler 
Preisvergleich vor. Darüber hinaus 
hatte die RegTP eine Studie beim 
WIK in Auftrag gegeben, in deren 
Zentrum die Kostenermittlung der 
ZISP-Leistung stand.  

Charakterisierung des Vor-
leistungsprodukts 
Bei dem Produkt T-DSL-ZISP handelt 
es sich um die wichtigste derzeit ver-
fügbare breitbandige Zusammen-
schaltungsleistung. Mit Hilfe dieses 
Vorleistungsprodukts können alterna-
tive Carrier und Internet-Service-
Provider (ISP) den T-DSL-Kunden In-
ternetdienstleistungen über ihre eige-
ne IP-Plattform (d.h. basierend auf 
dem Internet Protokoll) anbieten. Der 
T-DSL-ZISP Anschluss ermöglicht 
somit Verbindungen von T-DSL-
Anschlüssen zu Anschlüssen von 
Wettbewerbern, die mit der DTAG auf 
dem Segment der Bereitstellung von 
nationalen IP-Plattformen konkurrie-
ren. Da die Wettbewerber den DSL-
Verkehr der Endkunden vergleichs-
weise früh von der DT AG überneh-
men, können sie einen relativ hohen 
eigenen Wertschöpfungsanteil erzie-
len. 

Das Produkt ZISP setzt ausgangssei-
tig am DSLAM (DSL Access Multiple-
xer) an (vgl. Abbildung). Der DSLAM 
konzentriert den breitbandigen Ver-
kehr der angeschlossenen DSL-

Kunden und setzt diesen auf ein hö-
herwertiges Übertragungssystem, 
i.d.R. eine STM-1 Verbindung, um. 
Moderne DSLAM bieten dabei An-
schlussmöglichkeiten für bis zu 960 
Kunden.  

Anschließend wird der Verkehr durch 
das gesamte ATM-Konzentratornetz 
(ATM: Asynchronous Transfer Mode) 
der DTAG zum Breitband-PoP ge-
führt, wobei in diesem Netzsegment 
die Verkehrsströme mehrerer DSLAM 
zusammengefasst, d.h. konzentriert 
werden. Am Breitband-PoP wird der 
Verkehr von dem anderer IP-
Plattformbetreiber separiert und über 
eine exklusive Festverbindung dem 
Wettbewerber übergeben, der diesen 
dann in sein IP-Backbone leitet. Die 
Verkehrsübergabe erfolgt auf IP-
Ebene. 

Der T-DSL-ZISP Anschluss ist dabei 
permanent physikalisch über eine ex-
klusive Festverbindung an den Breit-
band-PoP angebunden. Als Band-
breiten bietet die DTAG Festverbin-
dungen mit einer Kapazität von 
34Mbit/s, 155 Mbit/s oder 622 Mbit/s 
an. Die Verkehrsübergabe kann in 
den Räumlichkeiten der DTAG erfol-

gen und die lokale Anbindung zwi-
schen den Routern kann z.B. über 
Gigabit-Ethernet-Schnittstellen reali-
siert werden. 

Bei der in diesem Entgeltverfahren 
regulierten Leistung erfolgen die Au-
thentisierung und die Zuweisung der 
dynamischen IP-Adressen durch den 
Wettbewerber, der hierzu eine eigene 
RADIUS-Plattform sowie einen eige-
nen Kundenrouter (den so genannten 
LNS) betreibt. Letzterer dient als 
Tunnelabschlusspunkt der L2TP-
Sessions, innerhalb der die Verkehre 
von der DTAG übernommen werden. 

Die ZISP-Anschlüsse können von In-
ternet-Service-Providern entweder an 
ausgewählten Übergabepunkten (den 
Breitband-PoPs) oder an allen vorge-
sehenen Übergabepunkten bezogen 
werden. Im ersten Fall können nur T-
DSL-Kunden des jeweiligen Einzugs-
bereiches in das IP-Netz des Wett-
bewerbers geführt werden. Eine flä-
chendeckende Versorgung der Bun-
desrepublik über das Vorleistungs-
produkt ZISP erfordert dagegen die 
Präsenz an sämtlichen Übergabe-
punkten. 

Tarifierung 
Die Tarifierung für das Produkt T-
DSL-ZISP setzt sich aus mehreren 
Preiskomponenten zusammen. Dies 
sind das einmalige Bereitstellungs-
entgelt, ein periodisches Überlas-
sungsentgelt sowie gegebenenfalls 
ein Entgelt für die Zuführung zu einer 

Tabelle1: Nutzungsabhängige Entgelte für T-DSL-ZISP 

 
Genehmigtes Entgelt 

(RegTP) 2003 
Genehmigtes Entgelt 

(RegTP) 2004 
Beantragtes Entgelt 

(DTAG) 2004 

Monatliches  
Entgelt je 10 kbit/s 

0,6325 € 0,52 € 1,55 € 

  

Quelle: RegTP 

Abbildung 1 Verkehrsführung und Verkehrsübergabe von T-DSL-
ZISP 
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Kollokationsfläche. Alle drei Preis-
komponenten sind dabei nach der 
Übertragungsgeschwindigkeit des 
ZISP-Zugangs differenziert.  

Darüber hinaus erfolgt eine nut-
zungsabhängige Tarifierung, bei der 
die Höhe der zu entrichtenden Entgel-
te von der maximal genutzten Kapazi-
tät des ZISP-Kundens innerhalb eines 
Monats abhängt. Hierzu wird die ma-
ximale Anzahl an parallelen Sessions 
mit der durchschnittlich genutzten 
Bandbreite der entsprechenden Onli-
ne-Nutzer multipliziert.  

Das zur Berechnung herangezogene 
Datenvolumen bemisst sich als die 
Summe der Verkehre beider Richtun-
gen (Up- und Downstream). Sämtli-
che Komponenten der Formel werden 
für jeden ISP, der diese Vorleistung 
nachfragt, individuell berechnet: die 
maximale Anzahl paralleler Sessions, 

das generierte Datenvolumen im ge-
samten Monat und die Summe von 
User-Stunden im Monat. 

Im Unterschied zu reinen kapazitäts-
basierten Tarifen (capacity based 
charging), die Entgelte anhand der 
maximal genutzten Kapazität (Band-
breite) während der Spitzenlastperio-
de des gesamten Netzes berechnen, 
ist dieses Preismodell als maximum 

demand tariff zu bezeichnen, da sich 
die Entgelte an der individuellen Spit-
zenlast jedes ISP (jedes Nachfragers 
der Vorleistung) orientieren.  

Martin Wengler, Gabriele Kulenkampff 
                                                           
1  Vgl. hierzu auch: Pressemitteilung der 

RegTP vom 29.09.2004 "Regulierungsbe-
hörde senkt Nutzungsentgelte für T-DSL-
ZISP".  

WIK Studie zum Thema "Geschäftsmodelle und 
Konsistente Entgeltregulierung" 

Das neue Telekommunikationsgesetz 
formuliert erstmalig auf Ebene der 
Gesetzgebung ein Konsistenzgebot 
als Anforderung an die Maßnahmen 
der Entgeltregulierung. Alle Maßnah-
men sind danach in ihrer Gesamtheit 
zeitlich und inhaltlich aufeinander ab-
zustimmen. Ein konsistentes Entgelt-
regulierungsregime ist vor allem vor 
dem Hintergrund der Schaffung eines 
chancengleichen und funktionsfähi-
gen Wettbewerbs zu sehen. Entgelte 
sind konsistent, wenn durch sie keine 
Wettbewerber vom Markt ausge-
schlossen werden, die ansonsten den 
sozialen Überschuss einer Volkswirt-
schaft erhöhen würden. Solch eine 
Erhöhung kann durch höhere alloka-
tive oder produktive Effizienz oder 
durch Innovationen erfolgen. 

Ein konsistentes Entgeltregulierungs-
regime muss alle effizienten Ge-
schäftsmodelle oder Wettbewerbs-
formen unterstützen. Dies gilt sowohl 
für den Dienstewettbewerb (insbe-
sondere über Resale) als auch für 
den infrastrukturbasierten Wettbe-
werb, letzterer sowohl als intermoda-
ler Wettbewerb zwischen verschiede-
nen Technologien als auch als intra-
modaler Wettbewerb, der auf Zu-
gangskonzepten basiert. Effiziente 
Geschäftsmodelle schaffen Kunden-
nutzen. Am Markt werden sich dieje-
nigen Modelle durchsetzen, die hierzu 
den größten Beitrag leisten. Da effi-
ziente Geschäftsmodelle, insbeson-
dere nicht für eine Regulierungsbe-
hörde, ex ante bestimmbar sind, 
muss ein konsistentes Entregulie-

rungsregime neutral hinsichtlich am 
Markt möglicher effizienter Ge-
schäftsmodelle sein. 

Ein konsistentes Entgeltregime ist 
nach Auffassung des WIK durch fol-
gende Elemente beschrieben: 

- Für (regulierte) Vorleistungsent-
gelte sollte grundsätzlich gelten, 
dass sie den Kosten der effizien-
ten Leistungsbereitstellung ent-
sprechen. Das heißt, sie sollten 
aus den langfristigen Zusatzkos-
ten plus einem angemessenem 
Gemeinkostenzuschlag bestehen. 

- Vorleistungsprodukte sollten so 
angeboten werden, dass effizien-
ten Wettbewerbern eine Nachbil-
dung der Endkundenprodukte und 
–preise marktmächtiger Unter-
nehmen rentabel möglich ist. 

- Angesichts des zunehmenden 
Trends zu Optionstarifen mit nut-
zungsunabhängigen Preiskompo-
nenten kann zunehmend das An-
gebot kapazitätsorientierter Vor-
leistungstarife erforderlich wer-
den. 

- Um die Konsistenz von Entgelten 
auch dynamisch zu gewährleis-
ten, sollten Vorleistungspreise zu-
nehmend einer Price Cap-
Regulierung unterliegen. Körbe 
sollten dabei nur aus einzelnen, 
eng definierten Produkten gebildet 
werden, um strategisches Verhal-
ten des Incumbent zu verhindern. 
Ein carry-over von Preissenkun-

gen sollte zur Verhinderung von 
Predation nicht erlaubt sein. 

- Zur Verhinderung einer Verdrän-
gungspreispolitik (Predation) soll-
ten einzelfallbezogene Preis-
Kosten-Scheren-Tests für reali-
sierte Geschäftsmodelle und die 
dazu korrespondierenden Produk-
te ex ante durchgeführt werden. 

- Angesicht des erreichten Stands 
des Wettbewerbs sind für die 
Konsistenz der Entgeltregulierung 
keine ex ante Preisobergrenzen 
für Endkundenpreise mehr erfor-
derlich. 

- Entgelte für Resale-Angebote soll-
ten zu einem Abschlag vom End-
nutzerpreis des regulierten Unter-
nehmens in Höhe der vermeidba-
ren Kosten der Vertriebsstufe er-
folgen. 

- Abweichungen von den bislang 
genannten Normen sollten - im 
Sinne einer Ausnahme von der 
Regel - zur Förderung von Infra-
strukturinvestitionen möglich sein 
und in Fällen der Produkteinfüh-
rung, sofern Penetration Pricing 
dort volkswirtschaftlich sinnvoll ist.  

Unter idealisierten Marktbedingungen 
lässt sich zeigen, dass bei Geltung 
der  beschriebenen Elemente einer 
konsistenten Entgeltregulierung die 
Anbieter neutral hinsichtlich der Wahl 
der verschiedenen Geschäftsmodelle 
sind und diese nebeneinander beste-
hen können, soweit die Unternehmen 
jeweils effizient operieren. Damit ist 

Abbildung 2 Nutzungsabhängige ZISP-Entgeltkomponente 
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auch die Neutralität des derart von 
uns beschriebenen Entgeltregulie-
rungsregimes gegenüber verschiede-
nen Geschäftsmodellen gegeben. 

Eine konsistente Entgeltregulierung 
kann sich unter heutigen Wettbe-
werbsbedingungen auf die Regulie-
rung von Vorleistungsentgelten kon-
zentrieren, soweit durch entspre-
chende Tests Preis-Kosten-Scheren 
im Verhältnis von Vorleistungs- und 
Endkundenentgelten ausgeschlossen 
sind. Eine darüber hinaus gehende 
ex ante Regulierung von Endkunden-
entgelten ist allein aus Konsistenz-
gründen nicht mehr erforderlich. 

Alle Vorleistungsentgelte sollten 
grundsätzlich dem KEL-Maßstab ent-
sprechen. Dadurch werden alternati-
ve Wettbewerber vom (Vorleistungs-) 
Kostenniveau her in etwa mit einem 
integrierten Netzbetreiber mit be-
trächtlicher Marktmacht gleichgestellt. 
Sie haben weiter effiziente Anreize 
zum Aufbau eigener Netzinfrastruktur. 
Das regulierte Unternehmen erhält 
ein angemessenes Entgelt für seine 
Netzleistung unter Einschluss einer 
angemessenen Kapitalverzinsung 
und hat weiterhin Anreize seine Kos-
ten niedrig zu halten. 

Bündelungsstrategien von Unterneh-
men mit beträchtlicher Marktmacht 
sollten wegen ihrer möglichen Effi-
zienzeigenschaften erlaubt, aber mit 
der Auflage verbunden sein, dass ein 
effizienter Sortimentsanbieter durch 
geeigneten Vorleistungsbezug das 
Bündel wettbewerbsgerecht nachbil-
den kann und ein effizienter Spezial-
anbieter in die Lage versetzt wird sei-
ne Dienste so anzubieten, dass ein 
Kunde, der sowohl diese Dienste als 
auch die übrigen im Bündel enthalte-
nen Dienste nachfragt, all diese 
selbst kombinieren kann. Die Nach-
bildungsfähigkeit soll sich sowohl auf 
Produkte / Dienste als auch auf Tarife 
beziehen. Das bedeutet auch, dass 
nur gemischte Bündelung statthaft ist.  

Kapazitätsbasierte Zusammenschal-
tungsentgelte bilden die Kostenstruk-
tur eines Telekommunikationsnetzes 
besser ab als minutenbasierte Entgel-
te. Weiterhin geben sie den Nachfra-
gern dieser Vorleistungen eine größe-
re Preissetzungsflexibilität. Damit 
werden heute bestehende Asymmet-
rien in der Kostenstruktur von Incum-
bent und Wettbewerbern abgebaut 
und deren Wettbewerbsfähigkeit er-
höht. Angesichts der inzwischen er-
reichten Marktstruktur sind die durch 
dieses Vorleistungspreisregime indu-
zierten Größenvorteile wettbewerblich 
hinnehmbar und können durch Car-
rier's Carrier-Beziehungen weiter 
neutralisiert werden. Wegen des er-
heblichen Systemwechsels, weitrei-
chender Implikationen und der vielen 

zu lösenden Ausgestaltungsdetails 
bedarf die Einführung dieses Tarif-
modells jedoch noch weiterführender 
Untersuchungen. 

Preis-Kosten-Scheren bestehen, 
wenn ein effizienter Wettbewerber, 
der auf Vorleistungen des Incumbent 
angewiesen ist, bei Gleichpreisigkeit 
mit dem Incumbent auf dem Endnut-
zermarkt keine Gewinne erzielen 
kann. Die Voraussetzung der 
Gleichpreisigkeit bedeutet, dass 
Goodwill-Vorsprünge des Incumbent 
beim Price-Squeeze Test nicht be-
rücksichtigt werden. Dies legt eine 
strikte Auslegung des Price-Squeeze 
Test nahe. Da unter den Regulie-
rungszielen die Versorgung der Be-
völkerung zu angemessenen Preisen 
herausragt, sind jedoch auch bei Pri-
ce-Squeeze Tests immer die Interes-
sen der Nutzer an niedrigen Preisen 
gegen die Interessen der alternativen 
Wettbewerber an fairen Wettbe-
werbsbedingungen gegeneinander 
abzuwägen. Die anderen Wettbewer-
ber werden im Zweifelsfalle immer in 
aggressivem Preisverhalten des In-
cumbent einen Price Squeeze sehen. 
Der Verhinderung von Preis-Kosten-
Scheren dienen regelmäßige Price-
Squeeze Tests, eine Überwachung 
der Qualität und Lieferbedingungen 
für Vorleistungen sowie eine Basie-
rung der Vorleistungsentgelte auf den 
tatsächlich relevanten Kosten des In-
cumbent. Price-Squeeze Tests sollten 
mindestens auf dem Aggregationsni-
veau wettbewerblich relevanter Märk-
te stattfinden, da unterhalb dieses 
Aggregationsniveaus keine Markt-
macht ausgeübt werden kann. (Diese 
Märkte stimmen nicht notwendiger-
weise mit denjenigen überein, die von 
der Europäischen Kommission als für 
eine ex-ante Regulierung in Betracht 
kommende Märkte klassifiziert wor-
den sind.) Darüber hinaus sind Price-
Squeeze Tests auf der Ebene der 
Geschäftsmodelle oder Bündelpro-
dukte angebracht. Price-Squeeze 
Tests sollen Predation oder preisli-
ches Foreclosure verhindern.1  

Preisdifferenzierung bei Endnutzer-
diensten sollte grundsätzlich möglich 
sein, um Kapazitätsauslastung zu 
gewährleisten. Die Dienste sollten 
aber mit Großhandelsrabatten wie-
derverkaufsfähig gemacht werden. 
Tarifeinheit im Raum sollte, sofern te-
lekommunikationspolitisch erwünscht, 
sowohl für Endnutzer als auch Vor-
leistungen gelten. Sofern sie nicht 
erwünscht ist, sollte sie zuerst bei 
Vorleistungen aufgehoben werden, 
während die Endnutzerpreisentwick-
lung dann dem Markt zu überlassen 
wäre. Preisdifferenzierung bei Vor-
leistungsentgelten sollte ansonsten 
nur in dem Sinne möglich sein, dass 

Kostendifferenzen weitergegeben 
werden. 

Resale-Verpflichtungen sind auf 
Märkten mit beträchtlicher Markt-
macht grundsätzlich sinnvoll zur Ent-
wicklung des Dienstewettbewerbs. 
Sie sollten auferlegt werden, wenn sie 
bei der Marktanalyse als wesentlich 
für den Wettbewerb eingeschätzt 
werden. Immer dann, wenn Wieder-
verkäufer Netzdienstleistungen zu 
Großhandelsrabatten auf die Endnut-
zerpreise von Netzbetreibern einkau-
fen können, die deren vermeidbaren 
oder einsparbaren Kosten auf der 
Einzelhandelsebene entsprechen, 
entwickelt sich ein volkswirtschaftlich 
optimales Wettbewerbsverhältnis 
zwischen (integrierten) Netzbetrei-
bern und Diensteanbietern. Netz-
betreiber werden durch derartige 
Großhandelspreise nicht im volkswirt-
schaftlichen Sinne belastet. 
Diensteanbieter werden in die Lage 
versetzt, auch mit ihren (integrierten) 
Lieferanten zu konkurrieren. Rabatte 
auf Basis der unmittelbar und tatsäch-
lich vermiedenen Kosten reichen 
hierzu nicht aus. Es kommt auf die 
(potentiell) einsparbaren gesamten 
Vertriebskosten an, die vom Netz-
betreiber vermieden werden können, 
wenn er nicht selbst an Endnutzer 
vertreibt. Vermeidbar sind alle direk-
ten und indirekten Kosten des Ver-
triebs, der Rechnungsstellung, des 
Customer Care sowie darauf entfal-
lende Overhead- und Gewinnanteile. 
Großhandelsspezifische Set-up-
Kosten sind Kosten des Wettbewerbs 
und sollten nicht nur von Resellern 
und ihren Kunden, sondern zu glei-
chen Teilen auch von den Kunden 
des Incumbents getragen werden. 
Anderenfalls entstehen durch die Vor-
leistungspreisstruktur Marktzutritts-
schranken. 

Wegen seiner nachhaltigen Effekte 
gibt es gute Gründe zur Förderung 
infrastrukturbasierten Wettbewerbs. 
Maßnahmen dazu sollten weitestge-
hend kompatibel mit einer konsisten-
ten Entgeltregulierung sein. Bereits 
der Verzicht auf eine Preishöhenkon-
trolle bei der Endkundenregulierung 
fördert den Infrastrukturwettbewerb. 
Der Infrastrukturwettbewerb kann bei 
entsprechender Abwägung regulie-
rungspolitischer Zielsetzungen weiter 
gefördert werden durch eine zeitliche 
Preisdifferenzierung bei Vorleistun-
gen derart, dass Preise für Vorleis-
tungen, die nicht dauerhaften Bottle-
neck-Charakter haben, im Zeitablauf 
steigen. Weitere geeignete Maßnah-
men liegen außerhalb der unmittelba-
ren Sphäre von Preisen wie etwa die 
Begrenzung der Vorleistungsbereit-
stellung auf Standardangebote, die 
Festsetzung minimaler Absatzmen-
gen oder Kapazitäten. 
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Einführungspreise (Penetration Pri-
cing) durch den Incumbent erfordern 
unter Konsistenzgesichtspunkten ei-
ner gesonderten Betrachtung. Bei 
Penetration Pricing werden in der ers-
ten Marktphase die Preise unterhalb 
der Kosten angesetzt, so dass im All-
gemeinen die Voraussetzungen für 
das Vorliegen einer Preis-Kosten-
Schere erfüllt sind. Durch diese 
Preissetzung werden künftig sinkende 
Kosten antizipiert, eine Ausschöpfung 
von Nachfrageexternalitäten und da-
mit im Allgemeinen eine schnellere 
Penetration eines neuen Dienstes er-
reicht. Soweit es sich um eine Innova-
tion handelt, stellt sich die Frage einer 
Vorleistungsregulierung weniger, da 
ähnlich wie im Falle von Patenten 
auch ein Incumbent eine Zeitlang vor 
Nachahmungswettbewerb geschützt 

sein sollte. Ob vorher Resale ange-
bracht ist, sollte von der RegTP in ei-
ner Abwägungsentscheidung festge-
legt werden. Überwiegt hingegen die 
Gefahr der ungerechtfertigten Markt-
machtübertragung aus anderen Märk-
ten, sollten Vorleistungen bereitge-
stellt werden, aber eine temporäre 
Preis-Kosten-Scheren-Situation hin-
genommen werden. 

Die nunmehr von der Regulierungs-
behörde auf der Homepage in der 
Rubrik „Regulierung und Telekom-
munikation“ (Stichwort: Konsistenz-
gebot) veröffentlichte Studie stellt ei-
ne Grundlage für die weitere Diskus-
sion dar. Zu diesem Thema fand am 
29. November ein Workshop der 
RegTP mit Vertretern der Industrie, 
der Wissenschaft und anderen öffent-

lichen Entscheidungsträgern statt. Die 
Regulierungsbehörde beabsichtigt, 
ein Protokoll des Workshops in der 
Zeitschrift MultiMedia und Recht in 
naher Zukunft zu veröffentlichen. 

Lorenz Nett 
                                                           
1  Als Predation (Verdrängungswettbewerb) 

bezeichnet man Wettbewerbshandlungen, 
die vorübergehend vorgenommen werden, 
um andere Wettbewerber vom Markt zu 
verdrängen. Nach erfolgreicher Verdrän-
gung werden diese Handlungen aufgege-
ben. Unter Foreclosure (vorbeugendem 
Ausschlusswettbewerb) versteht man hin-
gegen Wettbewerbshandlungen, die poten-
tielle Wettbewerber davon abhalten in dem 
betreffenden Markt überhaupt erst tätig zu 
werden (und damit möglicherweise gleich-
zeitig bestehende Wettbewerber ausschal-
ten). Diese Wettbewerbshandlungen sind 
entsprechend langfristiger Natur. 

Privatisierung und Liberalisierung des  
türkischen Telekommunikationssektors (Teil 1) 

Privatisierung und Liberalisierung des 
türkischen Telekommunikationssek-
tors stehen ganz oben auf der Ta-
gesordnung der türkischen Regie-
rung. Nach vielen Verzögerungen 
scheint es nun mit der Privatisierung 
der Türk Telekom (TT) voranzuge-
hen. Der folgende erste Teil von Feza 
Sanli1 beschäftigt sich ausführlich mit 
dem Stand der Privatisierung. Im 
nächsten Newsletter folgt der zweite 
Teil, der die Marktöffnung zum Ge-
genstand hat. Formell ist das Mono-
pol von Türk Telekom bereits seit 
dem 1. Januar 2004 aufgehoben, das 
Lizenzierungsregime ist jedoch in 
wichtigen Teilen erst im Verlauf des 
Jahres in Kraft getreten bzw. steht 

noch aus. Darüber hinaus sind Num-
merierungsfragen, die Implementie-
rung der Betreiberauswahl sowie Zu-
sammenschaltungsvereinbarungen 
zwischen Türk Telekom und Wettbe-
werbern teilweise noch strittig.  

WIK-Consult hat die türkische Regu-
lierungsbehörde bereits im Jahr 2000 
bei der Konzeption einer Tarif-
Verordnung und eines Price-Cap-
Regimes für Sprachtelefondienstleis-
tungen der Türk Telekom beraten. Im 
Jahre 2002 unterstützte WIK-Consult 
die Behörde bei der Konzeption einer 
Verordnung zu Zugang und Zusam-
menschaltung und weiteren Regulie-
rungsfragen. Im Jahr 2004 hat WIK-

Consult zusammen mit ihrem Partner 
IBS Research die Behörde bei der 
Implementierung des Lizenzierungs-
regimes, der Betreiberauswahl und in 
der Frage der Wegerechte für Tele-
kommunikationsunternehmen bera-
ten. WIK-Consult ist dadurch in Fra-
gen der Telekommunikationsregulie-
rung auch in der Türkei zu einer ers-
ten Adresse geworden. 

Ulrich Stumpf 
                                                           
1  Frau Şanlı ist Consultant bei IBS Research 

Istanbul, dem türkischen Partnerunterneh-
men der WIK-Consult. 

Teil 1: Privatisierung der Türk Telekom 
Initiativen zur stärkeren Privatisierung 
der Wirtschaft stehen auf der politi-
schen Agenda der Türkei, seit 1983 
erste Schritte in Richtung einer libera-
len Wirtschaftspolitik gemacht wur-
den. Durch die Verabschiedung eines 
Privatisierungsgesetzes und die Ein-
richtung einer Privatisierungsbehörde 
im Jahr 1994 wurden diese Schritte 
weiter intensiviert. 1994 wurde auch 
beschlossen, Türk Telekom aus der 
öffentlichen Post- und Fernmeldever-
waltung (PTT) auszugliedern und in 
eine zu 100% in Staatsbesitz verblei-
bende Aktiengesellschaft zu überfüh-
ren. 

Allerdings führten die Finanzkrisen 
1994, 1997 und 2000 dazu, dass das 
Ziel der Produktivitätssteigerung – 

vormals ein Hauptgrund für die Priva-
tisierungsbemühungen –zu Gunsten 
der Einnahmeerzielung für das 
Staatsbudget in den Hintergrund trat.1 
Nahezu alle größeren Privatisie-
rungsvorhaben führten auch zu lang-
wierigen gerichtlichen Auseinander-
setzungen, in denen deutlich wurde, 
dass einerseits unter den betroffenen 
Interessengruppen und der öffentli-
chen Verwaltung kein Konsens be-
stand und andererseits zu wenig 
Transparenz hinsichtlich des Privati-
sierungsprozesses selbst herrschte. 
Das Interesse ausländischer Investo-
ren an der türkischen Wirtschaft war 
zudem begrenzt aufgrund politischer 
Unsicherheit, hoher Inflationsraten 

und rechtlicher sowie administrativer 
Schwierigkeiten.  

Die erheblichen sozialen und wirt-
schaftlichen Auswirkungen der Fi-
nanzkrise von 2000 ebneten den 
Weg für die Machtübernahme der 
Partei für Gerechtigkeit und Entwick-
lung (AKP), die bei den Wahlen des 
Jahres 2002 die Mehrheit erreichte 
und so eine lange Phase der Koaliti-
onen und Minderheitenregierungen 
seit 1990 beendete. Die türkische 
Wirtschaft hat sich inzwischen erholt, 
wie die stark gesunkene Inflationsrate 
und bessere internationale Kreditran-
kings verdeutlichen. Angesichts die-
ser positiven, aber leicht umkehrba-
ren Entwicklung versucht die Regie-
rung die inländische wie internationa-
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le Unterstützung aufrecht zu erhalten, 
was ein wesentlicher Grund für die 
favorisierte Privatisierungspolitik sein 
dürfte.  

In der Privatisierungsgeschichte von 
TT gab es verschiedene Privatisie-
rungsmodelle und rechtliche Ausges-
taltungen, Auseinandersetzungen 
zwischen den Beteiligten, zwei ge-
scheiterte Ausschreibungsverfahren, 
einen kontinuierlich steigenden Pro-
zentsatz der zur Veräußerung vorge-
sehenen Anteile (von 20% in 1998 bis 
zu 55% in 2004) und, besonders 
wichtig, eine sich permanent ver-
schlechternde Bewertung des Unter-
nehmens. 

Nach dem eher enttäuschenden Er-
gebnis der Privatisierung des Alko-
holmonopols Tekel, hat sich die Re-
gierung im Dezember 2003 ent-
schlossen, es bei der Privatisierung 
von Türk Telekom besser zu machen. 
Im folgenden beschreiben wir die 
wichtigsten Schritte, die zu einer er-
folgreichen Privatisierung von TT füh-
ren sollen: 

1. Die Zahl der Mitarbeiter wurde 
von vormals 70.000 (Anfang 
2002) auf inzwischen 54.000 ver-
ringert. 

2. Die Satellitensparte, die als stra-
tegisch wichtiger Bereich gilt, 
wurde im Juli 2004 als selbstän-
diges Unternehmen Türksat A.S. 
ausgegliedert. 

3. Eine Gesetzesänderung von Juli 
2004 ermöglicht nun auch aus-
ländischen Investoren, die Mehr-
heit an einem türkischen Unter-
nehmen zu halten. 

4. Die Informationsphase für poten-
zielle Investoren wurde am 30. 
Juli beendet. Insgesamt zehn In-
vestoren(gruppen) haben in die-
ser Phase Interesse bekundet, 
fünf türkische und fünf ausländi-
sche Bewerber:  

- Telecom Italia,  

- France Telecom,  

- Telefonica (Spanien),  

- MTN Group (ein südafrikani-
sches Telekom-
Unternehmen),  

- ein GSM-Mobilfunkbetreiber 
aus Malaysia,  

- Koç Holding,  

- Sabanci Holding2, 

- Oyak Holding,  

- Çalık Holding und  

- Türktel (eine Unterneh-
mensberatungsgesellschaft). 

5. TT ist derweil bemüht, alle Zah-
lungsrückstände von Kunden vor 
der Privatisierung einzutreiben. 
General Manager Ekinalan hat 
die gesamten Zahlungsrückstän-
de von Privatkunden auf unge-
fähr 500 Mio. YTL (ca. 350 Mio. 
USD) beziffert. Über die Höhe 
der Zahlungsrückstände von Ge-
schäftskunden hat Ekinalan kei-
ne genauen Angaben gemacht. 

6. Um eventuelle Rechtsstreitigkei-
ten nach der Privatisierung zu 
vermeiden, hat die Privatisie-
rungs-Kommission die Wettbe-
werbsbehörde im Vorfeld um ei-
ne Stellungnahme zur Privatisie-
rung von TT gebeten. Die wich-
tigsten Aspekte der Stellung-
nahme von Ende September 
2004 sind hier zusammenge-
fasst: 

- Spätestens ein Jahr nach 
der Übernahme von TT 
durch den privaten Mehr-
heitsaktionär sollte die Ka-
bel-TV-Infrastruktur samt Ei-
gentums- und Betreiberrech-
ten von TT getrennt und in 
eine eigene, selbständige 
Gesellschaft überführt wer-
den.3 

- Spätestens 6 Monate nach 
der Übernahme von TT 
durch einen neuen Besitzer 
sollten die ISP-Aktivitäten 
(TTNet) von TT getrennt und 
in eine eigene, selbständige 
Gesellschaft überführt wer-
den. 

- Marktbeherrschende Unter-
nehmen auf dem GSM-Markt 
(derzeit Turkcell) sollten an 
der Ausschreibung zur TT-
Privatisierung nicht alleine 
teilnehmen dürfen. Solche 
Unternehmen bzw. dessen 
Anteilseigner sollten nur als 
Teil eines Konsortiums an 
der Ausschreibung teilneh-
men können, und nur wenn 
sie dadurch keine direkte 
oder indirekte Kontrolle über 
TT erlangen. Andernfalls 
sollten die Anteilseigner ihre 
Beteiligungen am marktbe-
herrschenden GSM-
Betreiber soweit verringern 
müssen, um keine Kontrolle 
ausüben zu können. 

- Die durch die sog. “Special 
Communication Tax” verur-
sachte ungleiche Behand-
lung von Türk Telekom und 
Wettbewerbern, die auf die 
Infrastruktur von TT ange-
wiesen sind, sollte vor einer 
Privatisierung aufgehoben 
werden. 

Die vorgeschlagene Abtrennung 
der Kabel- und der ISP-Sparte 
von TT hat eine interessante De-
batte zwischen den Institutionen 
ausgelöst. Die Regulierungsbe-
hörde für Telekommunikation fa-
vorisierte nicht die strukturelle 
Abtrennung der Kabel- und ISP-
Sparte und unterstützte lediglich 
eine getrennte Rechnungsle-
gung. Der zuständige Transport-
minister Binali Yildirm unterstütz-
te in der Auseindersetzung eher 
die Regulierungsbehörde, muss-
te aber auch die Bedenken der 
Privatisierungs-Kommission und 
Wettbewerbsbehörde hinsichtlich 
möglicher juristischer Anfechtun-
gen der Privatisierung zur Kennt-
nis nehmen. 

7. Zwei Kabinettsentscheidungen 
sind im Jahr 2004 getroffen wor-
den, in denen die Bedingungen 
der Privatisierung von TT über-
arbeitet wurden. Gemäß der letz-
ten Entscheidung vom 11. Okto-
ber 2004 

- wurde der für „block sales“ 
vorgesehene Anteil von 51% 
auf 55% erhöht, 

- wird die Aufforderung zur 
Ausschreibung für den An-
teilserwerb bis spätestens 
31. Dezember 2004 erfol-
gen, 

- wird die TT-Ausschreibungs-
kommission verantwortlich 
sein für die Festlegung und 
Anwendung der Präqualifika-
tionskriterien der Teilnehmer 
an der Ausschreibung, 

Der Minister betonte, dass - falls der 
Anteilsverkauf en bloc nicht funktio-
nieren würde -, es ein Public Offering 
geben würde. Die Privatisierungs-
Kommission hat die Aufforderung zur 
Präqualifikation und Angebotsabgabe 
und die Terms of Reference (in denen 
die Auffassung der Wettbewerbsbe-
hörde berücksichtigt wird) noch im 
November 2004 veröffentlicht. Die 
weiteren Termine stehen nun fest: In-
teressanten haben ihren Antrag auf 
Präqualifikation bis zum 11. Januar 
2005 abzugeben. Die Angebotsabga-
befrist läuft bis zum 31 Mai 2005. 

Feza Şanlı 
                                                           
1  27,4% der Privatisierungserlöse in Höhe 

von 9,1 Mrd. USD sind zwischen 1985 und 
Mitte 2004 in den Staatshaushalt geflossen.  

2  Die Koç Group und die Sabancı Group, 
zwei der größten Unternehmensgruppen in 
der Türkei, haben 2003 einen Vertrag un-
terzeichnet, bei der Privatisierung von TT zu 
kooperieren. 

3  Inzwischen wurde beschlossen, dass die 
Kabelinfrastruktur schon vor einem Anteils-
verkauf von TT abgetrennt werden soll. 
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Konferenzen 

Warten auf VoIP: 
Die RegTP organisiert ein Diskussionsforum 

Betrachtet man die einschlägigen 
Umsatzsprünge von Systemintegrato-
ren und Netzausrüstern der letzten 
zwei Jahre, dann scheint die Ära jah-
relanger (Fehl-)Ankündigungen, VoIP 
stehe kurz vor dem Durchbruch, sich 
tatsächlich allmählich dem Ende zu-
zuneigen. Fast 20% aller Nebenstel-
len großer Unternehmen in Deutsch-
land sind bereits mit IP-Telefonen 
ausgerüstet und ein ständig wach-
sender Teil der Sprachkommunkation 
erfolgt inzwischen IP-basiert. Obwohl 
für entsprechende Umrüstungsschrit-
te oft das Argument einer Kostenre-
duzierung von bis zu 30% angegeben 
wird, bilden systemadministrative Vor-
teile der Integration von Sprache in 
LAN/MAN/WAN, die Vereinheitli-
chung und die Flexibilisierung durch 
die Inanspruchnahme neuer Dienste 
meist die treibenden Kräfte für ent-
sprechende Umrüstungsinvestitionen. 

Die voranschreitende Modernisierung 
der Unternehmenskommunikation je-
doch verstellt oft den Blick dafür, dass 
die Migration von IP-Telefonie in den 
Massenmarkt nicht nur auf ganz un-
terschiedliche technische, organisato-
rische und unternehmensstrategische 
Voraussetzungen trifft, sondern auch 
auf Grund des Zusammenspiels von 
wesentlich mehr Faktoren und Akteu-
ren eine deutlich eingeschränktere 
Dynamik aufweist. Ausschlaggebend 
hierbei ist auch, dass der mühsam 
konzipierte Rahmen der regulatori-
schen Einbettung von Sprachtelefo-
nie mit völlig neuen Herausforderun-
gen konfrontiert wird. Nicht nur bildet 
die Notwendigkeit der Harmonisie-
rung von VoIP auf EU-Ebene einen 
„natürlichen“ Fixpunkt jedweder regu-
latorischer Befassung, sondern auch 
die konkreten marktlichen Gegeben-
heiten und Erfordernisse des nationa-
len Telekommunikationssektors und 
seiner Spieler.  

So kommt dem Regulierer zum einen 
die nicht eben triviale Aufgabe zu, 
Ausgleichsleistungen und Vermitt-
lungsfunktionen zu erbringen in ei-
nem Spannungsfeld, das im wesentli-
chen durch vier Zielpunkte aufge-
spannt wird: Wettbewerb verstärken 
(insbesondere im Anschlussbereich), 
Kundennutzen mehren, Fairness und 
Transparenz gewährleisten sowie 
Chancengleichheit zwischen modal 
(VoIP-Segment) und intermodal be-
gründeten (PSTN-VoIP) Interessen-

lagen herstellen. Zum anderen steht 
der Regulierer vor der Aufgabe, den 
bestehenden Regulierungsrahmen 
weiterzuentwickeln und unter Berück-
sichtigung bestehender oder noch 
entstehender Geschäftsmodelle z.B. 
die Fragen der Gewährleistung der 
Notruffunktion, der Nummerierung 
sowie der Entbündelung hinreichend 
schnell, investitionssichernd und 
zugleich entwicklungsoffen zu beant-
worten.  

VoIP als Mittel für mehr 
Wettbewerb? 
Um angesichts der vielen Unwägbar-
keiten im VoIP-Markt Sicherheit und 
Orientierung zu gewinnen, organisier-
te die RegTP am 18. Oktober in Bonn 
ein gut frequentiertes Diskussionsfo-
rum.1 Vortragende waren Experten in-
ternationaler Regulierungsbehörden, 
Industrievertreter sowie Sachverstän-
dige aus der Wissenschaft. Der Prä-
sident der deutschen Regulierungs-
behörde, Matthias Kurt unterstrich zu 
Beginn, dass bei VoIP inzwischen 
längst nicht mehr über das „ob“, son-
dern nur noch über Eintrittsgeschwin-
digkeit und Diffusionsbreite zu disku-
tieren sei. Die Anhörung der Branche 
vor einigen Monaten habe gezeigt, 
dass es auch bei den Unternehmen 
hierzu mehr offene Fragen als Ant-
worten gebe. Auch Prof. Eli Noam 

wies in seiner Keynote darauf hin, 
dass VoIP zwar viele Fragen aufwerfe 
und auch in den USA für erhebliche 
Unruhe bei Netzbetreibern und Regu-
lierer gesorgt habe, es aber letztlich 
im Kern nur um die (Neu-)Verteilung 
der Anschluss- und Nutzungskosten 
für Gespräche gehe. Zwar führe der 
Markteintritt neuer Spieler zu interes-
santen Innovationen bei Netzwerken 
und Diensten, aber langfristig sei de-
ren Geschäftsmodell eher instabil und 
führe kaum zu mehr Wettbewerb. Auf 
lange Sicht würden Telekommunika-
tionsdienstleister mit eigener Netzinf-
rastruktur, d.h. insbesondere die In-
cumbents, auch den VoIP-Markt do-
minieren. 

Eckpunkte für Regulierung 
nur europaweit 
Im Rahmen des Vormittags-Panels 
mit Präsidenten europäischer Regu-
lierungsbehörden wurde rasch deut-
lich, dass Eckpunkte für einen Regu-
lierungsrahmen für IP-Telefonie der-
zeit weder unmittelbar erkennbar 
noch schnell zu formulieren sind, da 
weder die Verhaltensweisen der Ak-
teure noch die mutmaßlichen Markt-
ergebnisse mit hinreichender Sicher-
heit vorherbestimmbar sind. Analysen 
zur Marktentwicklung in einzelnen 
Mitgliedstaaten zeigten, dass es fak-
tisch keine Barrieren für den 

 

Zusammen auf dem Podium: Dr. Karl-Heinz Neumann, Geschäftsführer des 
WIK und Fabio Colasanti, Generaldirektor der DG Information Society, EU-
Kommission. 
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Markteintritt neuer Anbieter gebe und 
dass die Unternehmen nicht wirklich 
gravierende Auswirkungen auf ihre 
Geschäftsmodelle erwarteten (Jorgen 
A. Andersen, Dänemark). Schließlich 
wurde darauf hingewiesen, dass auch 
eine Diskrimierung einzelner Anbieter 
nicht zu erkennen sei (Grabriele 
Gauthey, Frankreich). Gleichwohl 
wies Fabio Colasanti für die EU-
Kommission zu Recht darauf hin, 
dass die Möglichkeit zur ortsunab-
hängigen Kommunikation in besonde-
rem Maße eine staatenübergreifende 
regulatorische Behandlung von VoIP 
perspektivisch erforderlich werden 
lasse. VoIP werfe insbesondere auch 
Probleme der IT-Sicherheit auf, was 
ebenfalls in einem frühen Stadium zu 
regulatorischen Schritten Anlass ge-
ben könnte (Rauni Hagman, Finn-
land). 

VoIP eher Chance denn Be-
drohung 
Im Nachmittags-Panel zeigten sich 
die Vertreter unterschiedlicher TK-
Unternehmen wenig beeindruckt von 
den Herausforderungen durch VoIP. 
VoIP werde sich in den nächsten fünf 
bis zehn Jahren auch im Massen-
markt durchsetzen. Allerdings habe 
VoIP nur in Kombination mit anderen 
Mehrwertdiensten eine Chance (A-
chim Berg, T-Com). Obwohl die 
Marktentwicklung bei VoIP in 
Deutschland derzeit sich noch in ei-
nem sehr frühen Stadium befinde, 
habe der Regulierer die Pflicht, die-
sen wichtigen Zukunftsmarkt regula-
torisch zu begleiten und Geschäfts-
modelle auf allen technischen Ebe-
nen und durch unterschiedliche Maß-
nahmen wie etwa Entbündelung, Li-
ne-Sharing oder Resale zu ermögli-
chen bzw. zu fördern (Dr. Bernd 

Schlobohm, QSC). Mit VoIP verfüge 
der Markt über eine Technologie, die 
es ermögliche, einen umfassenden 
Prozess der Integration in Gang zu 
setzen, an dessen Ende es nur noch 
IP-Verkehr gebe. Durch die hohe Pe-
netration bei DSL-Anschlüssen sei 
der deutsche Markt längst reif für 
VoIP. Die verzögerte Markteinführung 
in Deutschland könne aber durch ge-
eignete regulatorische Rahmenbe-
dingungen gegenüber Vorreiternatio-
nen wie den USA wieder ausgegli-
chen werden (Eckhard Spoerr, Free-
net.de AG). 

Franz Büllingen 

                                                           
1  Die Veranstaltung wurde unter dem Titel: 

“Voice-over-IP – Revolution oder Evolution 
auf dem TK-Markt?“ Dokumente zur Veran-
staltung können teilweise auf der Homepa-
ge der RegTP abgerufen werden unter: 
www.regtp.de. 

Anmeldung zur CPR 2005 
13. – 15. März in Potsdam

Die jährlich stattfindende CPR (Euro-
pean Communications Policy Re-
search) Konferenz, die 1986 ins Le-
ben gerufen wurde, wird seit 1996 
von ENCIP organisiert. Ziel dieser 
Konferenz ist es, den Dialog zwi-
schen akademischer Forschung, eu-
ropäischen und nationalen Politikern 
und industriellen Repräsentanten zu 
fördern. Die CPR 2005, die im März 
nächsten Jahres in Potsdam stattfin-
det, wird vom WIK im Namen von 
ENCIP organisiert. 

Schwerpunktthemen auf der Konfe-
renz werden u.a. sein: 

- Breitbandentwicklung in Europa 

- Integration der neuen EU-
Mitgliedstaaten 

- Telekommunikation in Europa 
im Vergleich zu USA 

- VoIP 

- Regulierung des Mobilfunks 

 

Auch im nächsten Jahr wird die CPR 
eine der ganz wenigen Konferenzen 
sein, auf der die Themen in Vorträgen 
ausführlich vorgestellt und alle Vor-
träge durch Discussants kritisch 
kommentiert werden. 

Um intensive Diskussion von höchs-
ter Qualität auf der Konferenz zu ga-
rantieren, ist die Zahl der Teilnehmer 
begrenzt. Bitte melden Sie sich des-
halb bald auf beiliegendem Formular 
an. Spätester Anmeldetermin ist der 
21. Februar 2005. 

Nachrichten aus dem Institut 
Personelle Veränderungen 
Zum 01. Oktober hat Herr Mark Oel-
mann seine Tätigkeit in unsere For-
schungsgruppe „Kommunikation, 
Post und Logistik“ aufgenommen. 
Nach Ableisten des Grundwehrdiens-
tes bei der Marine und einer kauf-
männischen Ausbildung bei der Köl-
ner Messe studierte er Volkswirt-
schaftslehre und Völkerkunde an der 
Universität Marburg und der Pennsyl-
vania State University. Ende 1996 
legte er sein Diplom in VWL, Mitte 
1998 seinen Magister in der Völker-
kunde ab. In der Folge arbeitete er 
zwei Jahre im Investment Banking 
der Deutschen Bank AG. Zum Zeit-
punkt von Börsengang- und M&A-

Euphorie nahm er im April 2000 das 
Angebot von Herrn Prof. Donges, 
langjähriger Vorsitzender der „5 Wei-
sen“, an, an seinen Lehrstuhl an der 
Universität zu Köln als wissenschaftli-
cher Mitarbeiter zu wechseln. In sei-
ner Promotion mit dem Titel „Zur 
Neuausrichtung der Preis- und Quali-
tätsregulierung in der deutschen 
Wasserwirtschaft“ entwarf er einen 
ganzheitlichen Regulierungsrahmen, 
der die Einführung von zusätzlichem 
Wettbewerb einerseits und einer Qua-
litätsregulierung  andererseits mitein-
ander verbindet. Mitte November 
2004 schloss er sämtliche Teilleistun-

gen der Promotion mit Auszeichnung 
ab. 

Marcus Stronzik hat nach einer Aus-
bildung zum Bankkaufmann in Berlin 
Wirtschaftsingenieurwesen studiert. 
Von Februar 1998 bis November 
2004 war er wissenschaftlicher Mitar-
beiter am Zentrum für Europäische 
Wirtschaftspolitik (ZEW) im For-
schungsbereich „Umwelt- und Res-
sourcenökonomik, Umweltmanage-
ment“. Im Mittelpunkt seiner Tätigkeit 
stand die ordnungspolitische Analyse 
umweltpolitischer Instrumente in den 
Bereichen Klimapolitik und erneuer-
bare Energien. Vor dem Hintergrund 
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der Ergebnisse der internationalen 
Klimaverhandlungen ging es vor al-
lem um die Implementierung des 
Handels mit Emissionsrechten auf na-
tionaler, europäischer wie auch inter-
nationaler Ebene. Thematische 

Schwerpunkte dabei waren Regulie-
rungsüberlagerungen, Transaktions-
kosten und Risiko sowie deren Aus-
wirkung auf die Funktionsfähigkeit 
von Zertifikatemärkten. Am 01. De-
zember 2004 hat Herr Stronzik seine 

Tätigkeit als wissenschaftlicher Mitar-
beiter am WIK aufgenommen. 

Wir freuen uns auf eine gute Zusam-
menarbeit mit unserem neuen Kolle-
gen.  

wik-Consult wieder erfolgreich in einem  
Ausschreibungswettbewerb der  

Europäischen Kommission
Zum vierten Mal in Folge hat unsere 
Forschungsgruppe “Kommunikation, 
Post und Logistik” eine Ausschrei-
bung der Europäischen Kommission, 
Generaldirektion Binnenmarkt, ge-
wonnen. Das aktuelle Projekt mit dem 
englischen Titel „The evolution of the 
regulatory model for European postal 
services“ soll einen Beitrag zur an-
stehenden Diskussion über die mögli-
che Weiterentwicklung des regulatori-
schen Rahmens für die europäischen 
Postdienste liefern. Diese Studie ist in 
einem breiteren Kontext eingebettet. 
Zum einen dienen die Ziele zur Ent-
wicklung eines europäischen Bin-

nenmarktes sowie insbesondere der 
Lissabon-Strategie als Leitfaden. Zum 
anderen spielt die grundsätzliche Be-
handlung der Dienste der allgemei-
nen Daseinsvorsorge  und hier insbe-
sondere der „services of general eco-
nomic interest“ (SGEI) eine wesentli-
che Rolle. In diesem Zusammenhang 
sollen auch Regulierungsmodelle, die 
in anderen SGEI-Sektoren (z.B. E-
nergie, Telekommunikation) Anwen-
dung finden, auf ihre Eignung im 
Postsektor hin überprüft werden. Bei 
der Diskussion möglicher Regulie-
rungsmodelle sollen die Besonderhei-
ten des Postsektors, wesentliche 

Entwicklungen in der Vergangenheit 
und erwartete zukünftige Trends be-
rücksichtigt werden. Die Ergebnisse 
der ebenfalls von wik-Consult durch-
geführten, kürzlich veröffentlichten 
EU-Studie „Main developments in the 
European postal sector“ dienen dabei 
als Ausgangspunkt. Vor diesem Hin-
tergrund gilt es im Dialog mit den ver-
schiedenen Interessengruppen zu-
künftige Regulierungsszenarien für 
den europäischen Postsektor abzulei-
ten. Das Projekt startete Ende No-
vember und wird voraussichtlich im 
Sommer 2005 abgeschlossen sein. 

Dr. Karl-Heinz Neumann erneut gewählt
Auf der Mitgliederversammlung des 
Münchner Kreises wurde Dr. Karl-
Heinz Neumann, Geschäftsführer und 
Direktor des WIK, erneut für zwei wei-
tere Jahre in den Forschungsaus-
schuss des Münchner Kreises ge-

wählt. Der Münchner Kreis ist die ü-
ber Deutschlands Grenzen hinaus 
bekannte übernationale Vereinigung 
für Kommunikationsforschung. Haupt-
schwerpunkt der Aktivitäten ist die 
Veranstaltung von Tagungen und 

Konferenzen zu aktuellen und zu-
kunftsweisenden Themen der Kom-
munikationsbranche. Diese Veran-
staltungen werden im Forschungs-
ausschuss konzipiert, strukturiert und 
organisatorisch vorbereitet. 

Wir wünschen allen unseren Lesern 
ein besinnliches Weihnachtsfest und 
ein erfolgreiches neues Jahr 2005.  
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Veröffentlichungen des WIK
In der Reihe "Diskussionsbeiträge" erscheinen in loser Folge Aufsätze und Vorträge von Mitarbei-
tern des Instituts sowie ausgewählte Zwischen- und Abschlussberichte von durchgeführten For-
schungsprojekten. Die Hefte können entweder regelmäßig oder als Einzelheft gegen eine Schutz-
gebühr von 15,- € (Inland und europäisches Ausland) bzw. 23,- € (außereuropäisches Ausland) bei 
uns bestellt werden.  

Nr. 256: Peter Stamm – Hybridnetze im Mobilfunk - technische Konzepte, Pilot-
projekte und regulatorische Fragestellungen (Oktober 2004) 
Der Begriff Hybridnetze steht im Mo-
bilfunk für ein viel versprechendes 
Konzept der intelligenten Verknüp-
fung der Mobilfunknetze mit digitalen 
Rundfunk- und lokalen Datenfunknet-
zen zur Schaffung einer konvergen-
ten Netzplattform. Innerhalb von Hyb-
ridnetzen wird der Datenverkehr je 
nach Dienst, Nutzungssituation und 
örtlicher Netzverfügbarkeit über das 
jeweils nach Effizienz- und Qualitäts-
aspekten optimale Funknetz übertra-
gen. Dies eröffnet neue Möglichkeiten 
für konvergente Funkdienste und da 
mit Hilfe von IP-Datacast bedeutend 
mehr Informationen pro Bandbreite 
übertragen werden können, führen 
Hybridnetze zu einer deutlichen Stei-
gerung der spektralen Effizienz. Aus 
Sicht der UMTS-Netzbetreiber stellt 
dies eine kostengünstige Kapazitäts-
erweiterung dar. 

Die gegenwärtig verfolgten Hybrid-
netzkonzepte sehen eine Integration 
der GPRS- und UMTS-
Mobilfunknetze mit den digitalen 
Rundfunknetzen T-DAB und DVB-T 
sowie mit den WLAN Datennetzen an 
Hotspots vor. Um den Anforderungen 

an einen mobilen Fernsehempfang 
gerecht zu werden, wird derzeit mit 
DVB-H eine mobile Variante des 
DVB-T-Standards erarbeitet. 

Mehrere am Markt zu beobachtende 
Entwicklungstrends können als Vor-
läufer für Hybridnetze und –dienste 
und als Wegbereiter für deren Diffusi-
on angesehen werden. Zu diesen 
Trends zählen innovative Endgeräte, 
die parallel auf mehrere Funknetze 
zugreifen können ebenso wie das 
Angebot von Audio- und Vide-
ostreams über Mobilfunknetze oder 
die Einbindung des Mobilfunks als 
Rückkanal für interaktive Fernseh-
programme. 

Im Rahmen von öffentlich geförderten 
internationalen Projekten wird seit 
knapp zehn Jahren Forschungs- und 
Entwicklungsarbeit zu Hybridnetzen 
geleistet. Standen zunächst vor allem 
GSM- und T-DAB-Netze im Vorder-
grund, so sind dies heute eher 
UMTS- und DVB-T-Netze. Gegenwär-
tig werden Hybriddienste in mehreren 
Pilotprojekten auf ihre Praxistauglich-
keit hin überprüft. 

Was die regulatorische Behandlung 
von Hybridnetzen betrifft, so erweisen 
sich die unterschiedlichen Regulie-
rungszuständigkeiten von Mobilfunk 
und Rundfunk als gewichtiges Ent-
wicklungshemmnis. Ein künftig bun-
desweites Angebot von Hybrid-
diensten erscheint angesichts der er-
forderlichen Lizenzierung durch 15 
Landesmedienanstalten als äußerst 
schwierig. 

Als ein Hemmnis für Hybriddienste 
könnte sich auch die inhaltliche Regu-
lierung erweisen. Je nach Ausgestal-
tung der Hybriddienste fallen diese 
unter die Dienstekategorien Rund-
funk, Mediendienst oder Teledienst, 
was jeweils unterschiedliche Regulie-
rungen und Regulierungszuständig-
keiten nach sich zieht. Da Hybrid-
dienste per Definitionem zu Katego-
rieüberschneidungen neigen, stellen 
sie diese Einteilung zudem grund-
sätzlich in Frage. 

 

Nr. 257: Christin-Isabell Gries – Entwicklung der DSL Märkte im internationalen 
Vergleich (November 2004) 
Der Zugang in das breitbandige Inter-
net wird in den meisten europäischen 
Märkten überwiegend auf der Basis 
der DSL-Technologie realisiert. Dies 
gilt in besonderem Maße für Deutsch-
land. In anderen Ländern, z.B. Groß-
britannien, Belgien, Niederlande und 
Dänemark, spielt hingegen die Kabel-
technologie auch eine wesentliche 
Rolle im Markt für breitbandigen In-
ternetzugang.  

Die Breitband-Penetration betrug in 
Deutschland Ende 2003 12% und lag 
damit etwa im europäischen Durch-
schnitt. 98% aller Breitband-
Anschlüsse wurden dabei von DSL-
Anbietern bereitgestellt. Die Deutsche 
Telekom AG (DTAG) beherrschte mit 
insgesamt 91% Marktanteil Ende 
2003 nach wie vor den DSL-Markt, 
obwohl sich in den letzten Jahren der 
Wettbewerb verstärkt hat. Zu bedeu-

tenden Konkurrenten der DTAG ha-
ben sich in den regionalen DSL-
Märkten die City Carrier entwickelt, 
die eigene DSL-Anschlüsse an End-
kunden vermarkten. Die Gruppe der 
Reseller, die ihr Geschäftsmodell auf 
dem Weiterverkauf von DSL-
Anschlüssen der Deutschen Telekom 
aufbauen, spielte in Deutschland bis-
her im Gegensatz zu anderen Län-
dern wie Großbritannien und Schwe-
den keine Rolle im DSL-Markt. Im 
Laufe des Jahres 2004 wurden je-
doch neue Optionen für Reseller ge-
schaffen. Die Zahl der DSL-
Anschlüsse ist seit Januar 2004 stark 
gestiegen und ein stärkerer Preis-
wettbewerb zeichnet sich ab.  

Seit dem Entstehen der DSL-Märkte 
im Jahr 2000 wurden die zögerliche 
Entwicklung des Wettbewerbs und 
mögliche Ansätze zur Verbesserung 

der Wettbewerbsbedingungen inten-
siv diskutiert. Die Entwicklung des 
DSL-Marktes wird durch ein komple-
xes Geflecht von Einflussfaktoren be-
einflusst, die sich wechselseitig be-
dingen. Dazu gehören zunächst die 
regulatorischen Rahmenbedingun-
gen, die die Verfügbarkeit und Kondi-
tionen von Vorleistungsprodukten be-
einflussen und sich damit auch auf 
die Endkundenpreise und den Preis-
wettbewerb im DSL-Markt auswirken. 
Darüber hinaus hat die Intensität des 
intra- und intermodalen Wettbewerbs 
Einfluss auf die Entwicklung der DSL-
Penetration. Nicht zuletzt sind die 
Präferenzen, Motive und Einstellun-
gen der Nachfrager sowie das Ange-
bot von attraktiven Breitband-
Anwendungen für den Diffusionsver-
lauf im DSL-Markt bedeutsam. Des 
weiteren können Initiativen von politi-
scher Seite Einfluss auf die Entwick-
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lung der nationalen und europäischen 
DSL-Märkte ausüben. 

Die vorliegende Studie beschäftigt 
sich vor diesem Hintergrund mit den 
bedeutendsten Determinanten des 

DSL-Marktes und analysiert wettbe-
werbsrelevante Entwicklungen im in-
ternationalen Vergleich. Den Schwer-
punkt der Untersuchung bilden tech-
nische und regulatorische Rahmen-
bedingungen sowie die Entwicklung 

von Angebot und Nachfrage in 
Deutschland, Großbritannien und 
Schweden. 

 

Nr. 258: Franz Büllingen, Annette Hillebrand, Diana Rätz – Alternative Streitbei-
legung in der aktuellen EMVU-Debatte (November 2004) 
Seit Beginn der 90er Jahre folgt die 
EMVU-Debatte einem oszillierenden 
Entwicklungsmuster, so dass ihr weite-
rer Verlauf im Prinzip als offen anzu-
sehen ist. Netzbetreiber und öffentli-
che Hände haben zwar mit der freiwil-
ligen Selbstverpflichtung, der Verbän-
devereinbarung oder der Einrichtung 
eines Informationsportals z.B. zu 
Standortdaten wichtige Maßnahmen 
zur De-Eskalation der Kontroverse er-
griffen, die im Ausland als vorbildlich 
gelten. Dennoch ist nicht auszuschlie-
ßen, dass sich der Konflikt zuspitzt. 
Die vorliegende Studie verfolgt daher 
das Ziel, im Rahmen einer Machbar-
keitsstudie ein wissenschaftlich doku-
mentiertes und standardisiertes Mo-
dellverfahren zu entwickeln, welches 
auf die unterschiedlichen Konflikte in 
Zusammenhang mit der Suche nach 
Standorten für Mobilfunkbasisstatio-
nen angewendet werden kann.  

Die Studie analysiert hierbei die we-
sentlichen, im Rahmen von Umwelt-
konflikten entwickelten Verfahren, ins-
besondere in Hinblick auf ihren Ur-
sprung, ihren Lösungsansatz, die An-
wendungspraxis, die Verfahrenseffi-
zienz sowie die entstehenden Kosten. 
Zu diesen Verfahren zählen die unter 
dem Oberbegriff „Alternativ Dispute 

Resolution“ (ADR) rubrizierten Lö-
sungsansätze Mediation, Pla-
nungszellen/Bürgergutachten, Kon-
sensus-Konferenzen, Ombudsstel-
len, Arbitration sowie der (mode-
rierte) Runde Tisch. Bei der Analy-
se dieser Verfahren wurden im 
Rahmen von Vergleichsanalysen 
insbesondere die Erfahrungen in 
den USA, in Österreich sowie der 
Schweiz ausgewertet. Es wurde 
deutlich, dass es bislang kaum Er-
fahrungen mit Mediationsverfahren 
im Rahmen der EMVU-Debatte 
gibt. Insofern kommt der vorliegen-
den Studie nicht nur im nationalen 
Rahmen eine bedeutende Pilot-
funktion zu.  

Im Rahmen eines Unterauftrages 
wurden zwei Experten beauftragt, 
einen Mediationsprozess in einem 
konkreten Streitfall zu initiieren und 
durchzuführen. Hierzu wurde als 
Modellfall im August 2003 ein Kon-
flikt um den Standort eines Sen-
demasts in München identifiziert 
und eine Mediation eingeleitet. Um 
die im Verfahrensablauf gewonne-
nen Erkenntnisse zu verobjektivie-
ren, wurden im Rahmen der Be-
gleitforschung die Instrumente der 
Ex-ante Befragung, der teilneh-

menden Beobachtung sowie der 
Ex-post Befragung eingesetzt. Die 
gewonnenen Erkenntnisse wurden 
durch Expertengespräche validiert 
und den Ergebnissen der Ver-
gleichsanalyse gegenübergestellt. 

Im Ergebnis kann Mediation nur 
eingeschränkt als ein zielführender 
Ansatz im Rahmen der EMVU-
Konfliktregelung bezeichnet wer-
den. Die in jedem Konfliktfall unter-
schiedlich gelagerten zahlreichen 
Einzelfaktoren bilden ein hohes 
Ergebnisrisiko, so dass die inten-
dierten Akzeptanz- und Legitimati-
onsgewinne eher zufälliger Art 
sind. Insofern konnte die Zielset-
zung des Projekts nicht erreicht 
werden. Die in Deutschland ergrif-
fen Maßnahmen der Selbstver-
pflichtung haben bereits gute Re-
sultate erbracht. Daher sollte daher 
allen Möglichkeiten der Selbstregu-
lierung der Vorzug gegeben wer-
den. In Hinblick auf die Dauer, die 
Kosten und die Ergebnisrisiken 
sollte Mediation bei Standortkon-
flikten keinesfalls verbindlich vor-
geschrieben werden, sondern auf 
Fälle mit hoher wirtschaftlicher Be-
deutung beschränkt bleiben. 

Nr. 259: Daniel Schäffner – Regulierungsökonomische Aspekte des informato-
rischen Unbundling im Energiebereich (Dezember 2004) 
Die aktuellen EU-
Beschleunigungsrichtlinien für den 
Strom- und Gasmarkt sehen bei 
vertikal integrierten Energieversor-
gungsunternehmen (EVU) die 
Trennung der einzelnen Wert-
schöpfungsstufen anhand der Vor-
gaben zum gesellschaftsrechtli-
chen, operationellen, buchhalteri-
schen sowie informatorischen Un-
bundling vor. Die Umsetzung in 
deutsches Recht erfolgt im Rah-
men der Novelle des Energiewirt-
schaftsgesetzes, das bisher noch 
nicht verabschiedet wurde. Das in-
formatorische Unbundling schreibt 
allen EVU - unabhängig von deren 
Größe - vor, wirtschaftlich sensible 
Daten des Netzbereiches innerhalb 
des Unternehmens für andere Be-
reiche vertraulich zu behandeln. 
Sollten Informationen dennoch of-

fengelegt werden, so ist dies ano-
nym und in diskriminierungsfreier 
Weise durchzuführen.  

Vor diesem Hintergrund werden 
die Methoden zur Umsetzung des 
informatorischen Unbundling be-
schrieben, sowie auf Möglichkeiten 
zur Kontrolle dieser Vorgaben 
durch die Regulierungsbehörde 
eingegangen. Der Schwerpunkt 
wird dabei auf die Anforderungen 
an die IT-Umgebung gelegt.  

Die Umsetzung des informatori-
schen Unbundling dient der Schaf-
fung von funktionierendem Wett-
bewerb. Unter der Prämisse eines 
Als-ob- Wettbewerbs ist es eine 
unbedingte Voraussetzung, dass 
alle Marktteilnehmer über den glei-
chen Informationsstand verfügen, 
was in der Umgebung eines verti-

kal integrierten EVU nicht gegeben 
ist, da eine Informationsasymmet-
rie gegenüber anderen Wettbe-
werbern vorliegt. Daher sind regu-
latorische Eingriffe notwendig, um 
das Ausmaß dieser Asymmetrien 
möglichst gering zu halten.  

Die Umsetzung des informatori-
schen Unbundling bei den Unter-
nehmen erfolgt durch eine Kombi-
nation organisatorischer und tech-
nischer Maßnahmen. Als Schwer-
punkt wird auf die technischen 
Maßnahmen eingegangen, die an 
der Umgestaltung der IT-
Umgebung ansetzen. Wichtige 
Grundsätze sind dabei die getrenn-
te Datenhaltung der einzelnen Be-
reiche, der Nachweis über die aus-
getauschten Daten und der Ablauf 
von unternehmensübergreifenden 
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Geschäftsprozessen, die für kon-
zerninterne Abteilungen identisch 
wie für externe Wettbewerber 
durchgeführt werden müssen. Das 
bei EVU am häufigsten eingesetzte 
Programmpaket SAP R/3 IS-
U/CCS kann für die Gestaltung al-
ler internen betriebswirtschaftlichen 
Vorgänge verwendet werden und 
praktiziert eine gemeinsame Da-

tenhaltung auf der Basis einer rela-
tionalen Datenbank. Die Vorgaben 
des informatorischen Unbundling 
können hauptsächlich auf der 
Grundlage geänderter Berechti-
gungskonzepte umgesetzt werden.  

Dafür werden die entstehenden 
Daten auf ihre wirtschaftliche Rele-
vanz hin analysiert und die wich-
tigsten Prozesse und Abteilungen, 

die bei einem integrierten EVU ty-
pischerweise existieren, darge-
stellt. Anhand dieser Prozesse 
kann ein Kontrollrahmenentwickelt 
werden. Dieser dient als erster An-
satz zur Umsetzung und regulato-
rischen Kontrolle des informatori-
schen Unbundling.  

Nr. 260: Sonja Schölermann – Das Produktangebot von Universaldienstleistern 
und deren Vergleichbarkeit (Dezember 2004) 
Innerhalb der Europäischen Union 
ist der Mindestumfang des Post-
universaldienstes, den die nationa-
len Universaldienstleister zu 
erbringen haben, mittels der Direk-
tive 97/67/EG vereinheitlicht. Auch 
in der Schweiz existieren ähnliche 
Vorgaben, während es in Nord-
amerika (USA und Kanada) keine 
vergleichbaren Universaldienstde-
finitionen gibt. Vor dem Hinter-
grund dieser Vorgaben wurden die 
angebotenen Dienste der nationa-
len Postunternehmen in Europa 
und Nordamerika untersucht und 
verglichen. Dabei sollten die we-
sentlichen Unterschiede zwischen 
den Portfolios der Universal-
dienstleister aus Deutschland, 
Frankreich, Großbritannien, den 
Niederlanden, Schweden, Spanien, 
Schweiz, USA und Kanada identifi-
ziert werden. 

Bei einer ersten Betrachtung der 
Postdienste dieser Unternehmen 
zeigt sich, dass die grundlegenden 
Strukturen bei allen Anbietern ähn-
lich sind: Ausnahmslos bieten die 
Postunternehmen Dienste für 
Standardbriefe, Standardpakete, 
Einschreiben und versicherte Sen-
dungen an und entsprechen damit 
dem Universaldienstumfang, den 
beispielsweise die europäische 
Postdienste-Richtlinie vorsieht. 
Werden die Portfolios hingegen im 
Detail betrachtet, so zeigen sich 
große Unterschiede in den exakten 
Dienstdefinitionen, wie insbeson-
dere an den Vergleichskriterien 

Sendungsklassen, Formate und 
Gewichtsgrenzen sowie Preisdiffe-
renzierungsmöglichkeiten bei Mas-
sensendungstarifen deutlich wird. 

Fünf der neun untersuchten Anbie-
ter ermöglichen den Versand von 
Briefsendungen in zwei Sendungs-
klassen mit unterschiedlichen 
Laufzeiten, die jedoch innerhalb 
einer Klasse nicht einheitlich sind. 
Die Zustellung von Briefen am ers-
ten Werktag nach der Einlieferung 
ist zwar allgemeiner Standard in-
nerhalb Europas, aber der spani-
sche Universaldienstleister stellt 
Briefe üblicherweise erst am dritten 
Werktag nach der Einlieferung zu. 
Auch bestehen Unterschiede in 
den Begrenzungen der Formate 
und Gewichte von Briefsendungen 
zwischen den Anbietern. Die Tarif-
struktur der Briefdienste orientiert 
sich in der Mehrheit der Fälle an 
definierten Formaten in Kombinati-
on mit verschiedenen Gewichts-
klassen. Die Deutsche Post AG ist 
der Anbieter mit den meisten For-
matvarianten (insgesamt vier For-
mate), während Royal Mail bislang 
keine Formate definiert hat und 
sich ausschließlich auf das Sen-
dungsgewicht als Preiskriterium 
stützt. Die Anzahl der Gewichts-
klassen für Briefsendungen variiert 
ebenfalls erheblich zwischen den 
betrachteten Postunternehmen. 
Ein weiterer Schwerpunkt bildet 
der Vergleich spezieller Preisdiffe-
renzierungskriterien bei Massen-
sendungstarifen. Unterschiede fin-

den sich bei den Vorleistungsmög-
lichkeiten Freimachung, Vorcodie-
rung, Sortiertiefe (Grobsortierung 
bis hin zur Gangfolgesortierung) 
und möglichen Einlieferungspunk-
ten. Der schwedische Universal-
dienstleister Sweden Post weist die 
größte Vielfalt solcher Kriterien auf. 
Beispielsweise sind die Massen-
sendungstarife auch abhängig von 
der voraussichtlichen Kapazitäts-
auslastung des Unternehmens (ge-
ringere Entgelte bei geringerer 
Auslastung). 

Trotz grundsätzlicher Unterschiede 
in den Universaldienstvorgaben in 
Europa und Nordamerika kann als 
ein Ergebnis der Studie zusam-
mengefasst werden, dass sich die 
Strukturen der Dienstportfolios 
sehr ähneln. Anhand der angeführ-
ten Beispiele wird jedoch deutlich, 
dass die Differenzierungsmöglich-
keiten im Detail sehr groß und die 
Dienstvariationen daher sehr viel-
fältig sind. Die Identifikation der 
wesentlichen Unterschiede in den 
Portfolios der Anbieter stellt einen 
wichtigen Schritt für eine weiter 
gehende Analyse länderspezifi-
scher Ursachen für Besonderhei-
ten einerseits und genereller Ein-
flussfaktoren wie der zunehmende 
Wettbewerbsdruck in den Post-
märkten auf Veränderungen in den 
Portfolios andererseits dar.  
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Diskussionsbeiträge 
Nr. 237: Hilke Smit – Auswirkungen des e-Commerce 

auf den Postmarkt (Juni 2002) 

Nr. 238: Hilke Smit – Reform des UPU-Endvergütungs-
systems in sich wandelnden Postmärkten (Juni 
2002) 

Nr. 239: Peter Stamm, Franz Büllingen – Kabelfernse-
hen im Wettbewerb der Plattformen für Rund-
funkübertragung - Eine Abschätzung der Sub-
stitutionspotenziale (November 2002)  

Nr. 240: Dieter Elixmann, Cornelia Stappen  unter Mitar-
beit von Anette Metzler – Regulierungs- und 
wettbewerbspolitische Aspekte von Billing- und 
Abrechnungsprozessen im Festnetz (Januar 
2003) 

Nr. 241: Lorenz Nett, Ulrich Stumpf unter Mitarbeit von 
Ulrich Ellinghaus, Joachim Scherer, Sonia 
Strube Martins, Ingo Vogelsang – Eckpunkte 
zur Ausgestaltung eines möglichen Handels mit 
Frequenzen (Februar 2003) 

Nr. 242: Christin-Isabel Gries – Die Entwicklung der 
Nachfrage nach breitbandigem Internet-Zugang 
(April 2003) 

Nr. 243: Wolfgang Briglauer – Generisches Referenz-
modell für die Analyse relevanter Kommunikati-
onsmärkte - Wettbewerbsökonomische Grund-
fragen (Mai 2003) 

Nr. 244: Peter Stamm, Martin Wörter – Mobile Portale- 
Merkmale Marktstruktur und Unternehmens-
strategien (Juli 2003) 

Nr. 245: Franz Büllingen, Annette Hillebrand – Sicher-
stellung der Überwachbarkeit der Telekommu-
nikation: Ein Vergleich der Regelungen in den 
G7-Staaten (Juli 2003)  

Nr. 246: Franz Büllingen, Annette Hillebrand – Gesund-
heitliche und ökologische Aspekte mobiler Te-
lekommunikation - Wissenschaftlicher Diskurs, 
Regulierung und öffentliche Debatte (Juli 2003) 

Nr. 247: Anette Metzler, Cornelia Stappen unter Mitar-
beit von Dieter Elixmann – Aktuelle Marktstruk-
tur der Anbieter von TK-Diensten im Festnetz 
sowie Faktoren für den Erfolg von Geschäfts-
modellen (September 2003) 

Nr. 248: Dieter Elixmann, Ulrike Schimmel with contribu-
tions of Anette Metzler – "Next Generation 
Networks" and Challenges for Future Competi-
tion and Regulatory Policy (November 2003) 

Nr. 249: Martin O. Wengler, Ralf G. Schäfer – Substitu-
tionsbeziehungen zwischen Festnetz und Mo-
bilfunk: Empirische Evidenz für Deutschland 
und ein Survey internationaler Studien (De-
zember 2003) 

Nr. 250: Ralf G. Schäfer – Das Verhalten der Nachfra-
ger auf dem deutschen TK-Markt unter wettbe-
werblichen Aspekten (Dezember 2003) 

Nr. 251: Dieter Elixmann, Anette Metzler, Ralf G. Schä-
fer – Kapitalmarktinduzierte Veränderungen 
von Unternehmensstrategien und Marktstruktu-
ren im TK-Markt (März 2004) 

Nr. 252: Franz Büllingen, Christin-Isabel Gries, Peter 
Stamm – Der Markt für Public Wireless LAN in 
Deutschland (Mai 2004) 

Nr. 253: Dieter Elixmann, Annette Hillebrand, Ralf G. 
Schäfer, Martin O. Wengler – Zusammenwach-
sen von Telefonie und Internet - Marktentwick-
lungen und Herausforderungen der Implemen-
tierung von ENUM (Juni 2004)  

Nr. 254: Andreas Hense, Daniel Schäffner – Regulatori-
sche Aufgaben im Energiebereich - ein europä-
ischer Vergleich (Juni 2004) 

Nr. 255: Andreas Hense – Qualitätsregulierung und 
wettbewerbspolitische Implikationen auf Post-
märkten (September 2004) 

Nr. 256: Peter Stamm – Hybridnetze im Mobilfunk - 
technische Konzepte, Pilotprojekte und regula-
torische Fragestellungen (Oktober 2004) 

Nr. 257: Christin-Isabell Gries – Entwicklung der DSL 
Märkte im internationalen Vergleich (November 
2004) 

Nr. 258: Franz Büllingen, Annette Hillebrand, Diana 
Rätz – Alternative Streitbeilegung in der aktuel-
len EMVU-Debatte (November 2004) 

Nr. 259:  Daniel Schäffner – Regulierungsökonomische 
Aspekte des informatorischen Unbundling im 
Energiebereich (Dezember 2004) 

Nr. 260:  Sonja Schölermann – Das Produktangebot von 
Universaldienstleistern und deren Vergleich-
barkeit (Dezember 2004) 
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